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Private Eingabe Nr. 114 einer Almer Bürgerin vom 01.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Bürgerin aus Alme wendet sich gegen eine Windenergieanlage im 
Bereich der Konzentrationszone 3 “Wülfte / Alme“. Im Einzelnen wird auf 
folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die Bürgerin beschreibt Standort, Betreiber und die Höhe der 
beanstandeten Anlage.  
 
2.) 
 

Mit Verweis auf die überwiegende Windrichtung werden 
Beeinträchtigungen durch das Windrad in Form von Schall, 
Schattenwurf und krebserregender Infrarotbeleuchtung befürchtet.  
 
3.) 
 

Es wird um eine Standortverschiebung gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Bei dem beanstandeten Windrad handelt es sich um eine von sieben 
Windenergieanlagen, die der Bürgerwindpark Wülfte-Alme GmbH als 
Vorhabenträger beim Hochsauerlandkreis -Untere USB, 
Immissionsschutz- beantragt hat. Die in Frage stehende WEA 1 soll mit 
einer Nabenhöhe von 149,08 m (Gesamthöhe: 206,94 m) in der 
Gemarkung Alme, Flur 20 auf den Flurstücken 48 und 50 errichtet 
werden.  
 
Dieser Punkt sollte zur Kenntnis genommen werden.  
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zu 2.) und 3.) 
 

Diese Punkte sind nicht Gegenstand der kommunalen Abwägung. Die 
Bürgerin wendet sich nicht gegen die Ausweisung einer 
Konzentrationszone im Rahmen der 97. Flächennutzungsplanänderung 
sondern gegen eine einzelne WEA. Deren Genehmigung obliegt dem 
HSK nach dem BImSchG. Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-
Immissionswerte wird unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Vorbelastungen zu den verschiedenen Tageszeiten und der weiteren 
Immissionen (z. B. Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) von der 
Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Ob eine 
Standortverlegung nach Süden / Osten gerechtfertigt und 
genehmigungstechnisch möglich ist ( Abstandserfordernis der WEA 
untereinander), kann ebenfalls nur vom HSK entschieden werden.  
 

Im Genehmigungsverfahren nach BImSchG hat der 
Genehmigungsantrag u. a. für die bezeichnete WEA 1 in der Zeit vom 
18.03. bis 18.04.2016 bei der Stadt Brilon und dem HSK öffentlich 
ausgelegen. Einwendungen gegen das Vorhaben konnten vom Beginn 
der Offenlegung bis zum 02.05.2016 bei den vorgenannten 
Auslegungsstellen erhoben werden. Die Eingabe wurde daher 
zuständigkeitshalber an den HSK als Genehmigungsbehörde 
weitergeleitet.  
 
Die Punkte sollten insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 114 einer 
Almer Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung als ausreichend berücksichtigt 
anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 115 einer Scharfenberger Bürgerin vom 
14.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Bürgerin aus Scharfenberg wendet sich gegen die 
Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die Konzentrationszone 1 müsste aus Sicht der Einwenderin aus 
artenschutzrechtlichen Gründen entfallen, da sie zahlreichen 
geschützten Vogelarten Lebensraum bietet.  
 
2.) 
 

Die Bürgerin fordert die Untersuchung, ob für die als “nicht 
windkraftsensibel“ eingestuften Vogelarten kein signifikant erhöhtes 
Tötungsrisiko besteht.  
 
3.) 
 

Es wird auf Gesundheitsgefährdungen durch Infraschall hingewiesen.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 2.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Das Vorkommen von bedrohten Vögeln (auch von Zugvögeln) 
sowie Fledermäusen ist bekannt. Die bisherigen Erkenntnisse 
rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der 
Konzentrationszone 1.  
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Der Artenschutz wird von der Genehmigungsbehörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. Ob für die 
nicht windkraftsensiblen Vogelarten durch das konkrete Vorhaben ein 
erhöhtes Tötungsrisiko besteht, ist im Rahmen dieser Prüfung zu 
entscheiden. 
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 

Im Nahbereich von Windenergieanlagen können Infraschall-Pegel 
beobachtet werden, die sich vom Hintergrundgeräusch abheben. Ab 
Entfernungen von ca. 300 m beeinflussen Windenergieanlagen den 
Geräuschpegel im Infraschall-Bereich in der Regel nicht mehr. Nach 
dem aktuell gesicherten Stand der Wissenschaft treten gesundheitliche 
Auswirkungen von Infraschall erst auf, wenn Menschen ihn hören oder 
spüren können. In diesen Fällen konnten Ermüdung und eine Abnahme 
der Atemfrequenz wissenschaftlich nachgewiesen werden. Extrem hohe 
Infraschall-Pegel über 140 dB können zu Ohrendruck, Schmerzen beim 
Hören und zu Gehörschäden führen. 
 

Bekannt ist, dass sich die Wahrnehmung von Geräuschen mit sinkender 
Frequenz ändert. Unterhalb von 100 Hz werden bereits kleine 
Änderungen des Schalldruckpegels als deutliche Zunahme der 
Lautstärke wahrgenommen und bereits bei einer geringfügigen 
Überschreitung der Hörschwelle schnell als belästigend empfunden. Die 
Infraschall-Pegel von Windenergieanlagen liegen weit unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle bisher kein Nachweis 
einer negativen gesundheitlichen Auswirkung von Infraschall erbracht 
werden.  
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Die Frage, ob eine Beeinträchtigung durch Schall und Infraschall 
vorliegt, wird im konkreten Genehmigungsverfahren nach BImSchG 
beurteilt, da erst hier die genauen Standorte, die Anzahl der Anlagen, 
der Anlagentyp etc. bekannt sind.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 115 einer 
Scharfenberger Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
der Stellungnahme der Verwaltung als beachtet anzusehen. 
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Private gleichlautende Eingaben von Altenbürener Bürgern  
Nr. 116 vom 17.05.2016 und Nr. 119 vom 18.05.2016  
zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die o. g. Schreiben von verschiedenen Bürgern sind wörtlich identisch. 
Sie werden nur einmal zur Kenntnis gegeben und abgewogen. Die 
Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan und teilweise auf 
die Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. 
 
2.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
3.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
4.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht der Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
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5.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
6.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
7.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 2, 4 und 6 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
8.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
9.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
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10.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
11.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch 
Fachgutachten untersucht werden. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen. Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den 
Ortslagen würde dazu führen, dass der Windenergie nicht substantiell 
genug Raum gegeben werden kann.  
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Dies würde das Ziel der Planung gefährden. Die Einhaltung der 
gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den verschiedenen 
Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. Schattenschlag, 
Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen in zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche 
Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen befinden sich 
überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. Unter der 
vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage tendenziell auf den 
Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch die Erschließung 
dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die Schwertransporte 
mit den Flügeln müssen über serpentinenartige Wegeführungen die 
Kuppen erreichen können. Durch die Länge der Flügel ergeben sich 
ausladende Schleppkurven in denen die Bäume entfernt werden 
müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher geschützt in der Mitte 
des Waldes gestanden haben sich an Randbereichen befinden.  
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Bei Sturmereignissen könne diese Bäume mangels ausreichenden 
Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. Gleiches gilt für langfristig 
von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. Allein die Wege selbst 
führen zu großen Eingriffen im Wald. Die Schwertransporte erreichen 
Gewichte von mehr als 170 Tonnen Gesamtgewicht. Die entlang des 
Berghangs zu erstellenden Wege müssen für diese Gewichte 
dimensioniert werden. Da die Transporte nur bestimmte Steigungen 
bewältigen können, fallen die Zuwegungen entsprechend lang aus und 
zahlreiche Serpentinen sind notwendig. Da der Windkraft auch 
außerhalb der zusammenhängenden Waldflächen substantiell genug 
Raum verbleibt, ist ein derart massiver Eingriff in Wälder mit den zu 
erwartenden Eingriffen in die Fauna und Flora nicht zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingaben nicht gefolgt werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
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Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 8 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 8 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 9.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
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Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 11.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und die konkreten Standorte der 
WKA’en. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht bekannt.  
 
Zusätzlich wurde in die Begründung zur 97. FNP-Änderung unter Ziffer 
11 “Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, 
Unterpunkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 
“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen. Daher erfolgt im 
Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis hierzu, der auf 
die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss.  
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Bei der Planung von Baumaßnahmen mit Auswirkungen auf oder in den 
Untergrund ist daher ein Sachverständiger einzuschalten, der zunächst 
durch Einsichtnahme in die markscheiderischen und geotechnischen 
Unterlagen die bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur 
Auswertung vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Antragsteller für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten 
Anlagenstandorte auf bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die gleichlautenden privaten 
Eingaben Nr. 116 und Nr. 119 von Altenbürener Bürgern zur 
Kenntnis zu nehmen und entsprechend der Stellungnahme der 
Verwaltung als nicht zutreffend zurückzuweisen, ihnen nicht zu folgen, 
sie als beachtet bzw. als ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Private Eingaben eines Altenbürener Bürgers: 
Nr. 109 vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 117 vom 18.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 20.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, 
Seite 73. 
 
Die aktuelle Eingabe bezieht sich teilweise auf den Gesamtplan in der 
Fassung zur 2. Offenlegung und teilweise auf die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
Der Einwender nimmt Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich der 
Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten LEP-
Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015). Den von der 
Stadt Brilon zur Sicherstellung des “substanziellen Raums für die 
Windenergie“ als notwendig argumentierten Flächenanteil hält er für 
übertrieben.  
 
2.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. Es werden 
größere Abstandszonen (z. B. Anlagenhöhe x 10) gefordert. 
 
 
3.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf das hohe Unfallrisiko bei Windkraftanlagen (Havarien) und 
die damit einhergehende Gesundheitsgefährdung für den Menschen 
gefordert.  
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4.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
6.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht des Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
7.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
8.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
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9.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 3 und 5 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
10.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
11.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
12.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
13.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch fundierte 
Fachgutachten untersucht werden. Aus Sicht des Eingebenden sind 
zumindest größere Teilflächen auf der Westseite des Bergrückens 
aufgrund des umgegangenen Bergbaus und möglicher Risiken nicht 
sinnvoll. 

___________________________________________ 
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Neben der allgemeinen Bitte um Berücksichtigung aller 13 Aspekte und 
der vorsorglichen Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht 
ausreichender Beachtung, wird abschließend um eine schriftliche 
Eingangsbestätigung zur Stellungnahme und um eine detaillierte 
schriftliche Bewertung zu den geäußerten Einwänden und Bedenken 
gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
 
Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
 

Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
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Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt. Objektive 
Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen 
verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, dass der 
Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend substanzieller Raum 
geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept nochmals überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s werden abwägend berücksichtigt. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt.  
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Zur Verbesserung des vorbeugenden Immissionsschutzes für die 
Wohnnutzung wird unter Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher 
Abstand von 150 m vorgesehen.  
 
Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (1500 Meter und mehr je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Risiken potentieller Havarien bei Windenergieanlagen sind bekannt. 
Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
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zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind.  
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Dies ist in Brilon offensichtlich nicht der Fall. Darüber hinaus würden 
durch eine Errichtung von Windkraftanlagen in zusammenhängenden 
Waldgebieten erhebliche Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen 
befinden sich überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. 
Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage 
tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch 
die Erschließung dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die 
Schwertransporte mit den Flügeln müssen über serpentinenartige 
Wegeführungen die Kuppen erreichen können. Durch die Länge der 
Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven in denen die Bäume 
entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher 
geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben sich an 
Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese Bäume 
mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. 
Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. 
Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im Wald. Die 
Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig. Da 
der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden Waldflächen 
substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver Eingriff in 
Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und Flora nicht 
zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 8.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingabe nicht gefolgt werden. 
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zu 9.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 10 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 10 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
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zu 11.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 13.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt.  
 

In die Begründung zur 97. FNP-Änderung wurde unter Ziffer 11 
“Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, Unterpunkt -
Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen.  
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Daher erfolgt im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis 
hierzu, der auf die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Herausnahme einer Teilfläche auf der Westseite des Windsberges 
aus der Konzentrationszone 1 ist nicht gerechtfertigt. Die Antragsteller 
für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten Anlagenstandorte auf 
bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen. 
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Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 

___________________________________________ 
 
Die Bitte um Berücksichtigung der geltend gemachten Belange und die 
Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht ausreichender 
Beachtung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bitte um eine detaillierte schriftliche Bewertung zu den geäußerten 
Einwänden und Bedenken kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
entsprochen werden. Die Prüfung und Abwägung aller fristgemäß 
eingereichten Stellungnahmen von behördlicher und privater Seite aus 
allen Beteiligungsverfahren kann erst am Ende des Planverfahrens vor 
Fassung des Feststellungsbeschlusses durch den Rat erfolgen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird den Eingebenden gemäß § 3 (2) Satz 4 
BauGB anschließend schriftlich mitgeteilt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 109 und 
Nr. 117 eines Altenbürener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und sie 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung als beachtet 
anzusehen, zurückzuweisen / als nicht zutreffend zurückzuweisen bzw. 
ihnen nicht zu folgen. 
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Private Eingabe Nr. 118 eines Altenbürener Bürgers vom 
18.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Altenbüren wendet sich allgemein gegen Windräder in 
der Nähe von Wohngebieten. Im Einzelnen wird auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Windräder werden nicht gebraucht. 
 
2.) 
 

Die Belastung der Bürger muss oberste Priorität haben. 
 
3.) 
 

Als Folgen von zu geringem Abstand von WEA zu Wohngebieten führt 
der Einwender gesundheitliches Risiko, Lärm, Schlagschatten und 
Vernichtung von Eigentum auf. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 2.) 
 

Die beiden Punkte sind allgemeiner Natur und zu unspezifisch, um 
abgewogen werden zu können.  
 
zu 3.) 
 

In Anlehnung an Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen.  
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In Anlehnung an die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen 
Stand der Technik entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von 
einem Lärmpegel von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) mit einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 
40 dB(A) folgt hieraus ein Abstand von ca. 800 m zwischen 
Wohnnutzung und Lärmquelle. Dieser Abstand wird generell für das 
Innenbereichswohnen und nicht differenziert nach Gebietsqualitäten 
angesetzt. Zur Verbesserung des vorbeugenden Immissionsschutzes für 
die Wohnnutzung wird unter Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher 
Abstand von 150 m vorgesehen. Eine Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde dazu führen, dass der 
Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben werden kann. Dies 
würde das Ziel der Planung gefährden.  
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Eine gewisse Beeinträchtigung durch 
Windkraftanlagen ist hinzunehmen. 
 

Die Punkte sollten insofern als beachtet angesehen werden. 
 
Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundegesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, dass 
der angesprochene Eingriff in das Eigentum durch die Abwertung von 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 

Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 118 eines 
Altenbürener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung als beachtet anzusehen bzw. als nicht 
zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingaben einer Bürgerinitiative aus Esshoff: 
Nr. 28 vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung  
Nr. 120 vom 18.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 20.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
31 und 32. 
 
Das aktuelle Schreiben der Bürgerinitiative  vom 18.05.2016 ist wörtlich 
identisch mit der ersten Eingabe. Es wurde lediglich die Anzahl der 
Besucher auf der Homepage der Initiative von 88.800 auf weit über 
100.000 aktualisiert.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Es wird auf die Abwägung der mit Schreiben vom 20.12.2015 geltend 
gemachten Belange in der o. a. Synopse verwiesen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 28 und 
Nr. 120 einer Bürgerinitiative aus Esshoff zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 121 eines Altenbürener Bürgers vom 
22.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Der Bürger aus Altenbüren wendet sich gegen Windräder vor seiner 
Haustür. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Der Einwand ist allgemeiner Natur und zu unspezifisch, um abgewogen 
werden zu können. Er wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 121 eines 
Altenbürener Bürgers entsprechend der Stellungnahme der 
Verwaltung zur Kenntnis zu nehmen. 
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Private Eingaben einer Rixener Bürgerin: 
Nr. 72 vom 12.11.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 122 vom 22.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 12.11.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
50 bis 52. 
 
Die Bürgerin aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die Bürgerin meldet artenschutzrechtliche Bedenken an. 
 
2.) 
 

Windräder sind nicht wirtschaftlich, da sie aus unterschiedlichen 
Gründen oft stillgestellt werden müssen.  
 
3.) 
 

Der Bau von Windenergieanlagen verbietet sich gemäß § 44 BNatschG 
wegen des Tötungsrisikos artengeschützter Tiere wie Schwarzstorch, 
Rotmilan und Fledermäusen.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 3.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Das 
Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt.  
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Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1. Der 
Artenschutz wird von der Genehmigungsbehörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher als beachtet angesehen 
werden. 
 
 
zu 2.) 
 

Zu dieser Feststellung erfolgt keine Abwägung da sie nicht Gegenstand 
des Planverfahrens ist. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 72 und 
Nr. 122 einer Bürgerin aus Rixen zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung als teilweise befolgt 
bzw. als beachtet anzusehen, bzw. als nicht zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 123 eines Rixener Bürgers vom 22.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Das gesamte Gebiet ist allein aufgrund des Artenschutzes für die 
Windkraft völlig ungeeignet. 
 
2.) 
 

Der Einwender sieht ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko für den 
Schwarzstorch, da sich seine Flugrouten über das gesamte Areal der 
Konzentrationszone 1 erstrecken.  
 
3.) 
 

Es wird auf die großen Fledermausvorkommen unterschiedlichster Art 
im Bereich des Windsbergs hingewiesen. Der Bürger hält die 
Untersuchungen des Büros Lederer aus 2013 aus unterschiedlichen 
Gründen für unzureichend, nicht mehr aussagekräftig und 
wiederholungsbedürftig.  
 
4.) 
 

Der Einwender geht ausführlich auf das Vorhandensein und die 
Gefährdung des Rotmilans durch WEA’en im Bereich der 
Konzentrationszone 1 und die nachweislich hohen Kollisionsverluste ein. 
Er weist darauf hin, dass nach einschlägiger Rechtsprechung neben 
dem Ausschlussbereich von 1000 m um einen Rotmilanhorst auch ein  
Nahrungshabitat im Prüfbereich von 6000 m um ein Windkraftvorhaben 
zu einem erhöhten Tötungsrisiko und damit zum Ausschluss der 
Anlagengenehmigung führen kann.  
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Er vertritt die Auffassung, dass Abschaltszenarien zur Vermeidung des 
Tötungsrisikos geschützter Arten und wegen anderer Störfaktoren ein 
wirtschaftliches Betreiben von WEA in diesem Gebiet verhindern.  
 
5.) 
 

Es wird auf die Auswirkungen des Artenschutzes auf den Weiterbau der 
B 7 n hingewiesen. 
 
6.) 
 

Es wird beanstandet, dass sich die Stadt im Bereich der 
Konzentrationszone 1 Flächen ausgewiesen hat, auf denen sie über die 
Stadtwerke Brilon eigene WEA’en betreiben möchte. Dagegen habe die 
Stadt Genehmigungen von WEA’en auf außerhalb der 
Konzentrationszonen gelegenen Standorten versagt.  
 
7.) 
 

Es wird angemerkt, dass keine der verbleibenden vier 
Konzentrationszonen so hart bekämpft wird wie die Zone 1 “Windsberg“. 
 
8.) 
 

Dem Widerstand der Anwohner wird seitens der Stadt keinerlei 
Aufmerksamkeit geschenkt. 
 
9.) 
 

Der Bürger wird zweitrangig behandelt; der Eingeber hofft, dass ihm 
nicht als letzte Chance nur der Klageweg übrig bleibt. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.), 2.), 3.) und 4.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser FNP-Änderung auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
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Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 

Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Bezüglich der Abstandsempfehlungen ist anzumerken, dass als 
Abstandskriterien die fachlichen Empfehlungen der Länder-
Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG-VSW 205), die 
Hinweise des Niedersächsischen Landkreistages zur Berücksichtigung 
des Naturschutzes bei Standortplanungen und Zulassung von 
Windenergieanlagen (NLT 2011) und die tierökologischen 
Abstandskriterien (TAK) bei der Errichtung von Windenergieanlagen in 
Brandenburg (PIELA 2010) zugrunde gelegt wurden.  
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Eine Vergrößerung der Abstände ist nicht geboten, da nach den 
vorstehenden Leitfäden gearbeitet wurde. 
 
Es ist richtig, dass die Genehmigungsbehörde Abschaltungen von WEA 
zur Konfliktbewältigung anordnen kann. Die Frage, ob dann noch ein 
wirtschaftliches Betreiben der Anlagen möglich ist, ist nicht Gegenstand 
der kommunalen Bauleitplanung und muss insofern nicht abgewogen 
werden.  
 
Die geltend gemachten Belange sollten zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.)  
 

Der Hinweis hat keinen unmittelbaren Bezug zum 
Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Er bedarf keiner Abwägung 
und sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 6.)  
 

Zunächst wird richtig gestellt, dass der HSK -und nicht die Stadt- im 
Verfahren nach BImschG die Errichtung und den Betrieb von 
Windenergieanlagen auf Antrag der Betreiber genehmigt oder versagt. 
Die Stadt hat jedoch von ihrem Recht Gebrauch gemacht, beim HSK 
Anträge auf Zurückstellung der Genehmigungsentscheidungen gemäß 
§ 15 (3) BauGB zu stellen. Das bedeutet, dass die Entscheidung über 
alle vorliegenden Genehmigungsanträge bis zum Abschluss des 
Bauleitplanverfahrens durch den HSK ausgesetzt werden kann. Mit 
Rechtswirksamkeit der 97. FNPÄ sind Windräder aufgrund der 
Ausschlusswirkung des § 35 (3) S. 3 BauGB dann nur noch in den 
beschlossenen Konzentrationszonen zulässig.  
Eine davon ist bis jetzt die Zone 1 “Windsberg“, in der sich auch 
stadteigene Grundstücke befinden. Nicht die Stadt sondern die 
Stadtwerke Brilon als eigenständige AöR oder als Energie GmbH 
beabsichtigen, auf diesen Flächen -für die auch andere private 
Interessenten / Investoren vorhanden sind- WEA’en zu errichten.  
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Dazu ist ein Nutzungsvertrag mit der Stadt vorgesehen, der auch das 
Pachtverhältnis regelt. Aufgrund der Anzahl der geplanten Anlagen 
werden zusätzlich private Grundstücksflächen angepachtet / erworben 
werden müssen. Durch die Stadtwerke als Projektträger kommt den 
Bürgerinnen und Bürgern der Stadt ggf. ein Teil der Einnahmen zugute.  
 

Der Vorwurf, dass sich die Stadt eigene Flächen ausgewiesen hat, um 
dort Windräder zu betreiben ist als unbegründet zurückzuweisen. Dem 
Verfahren zur 97. FNPÄ liegt ein schlüssiges gesamträumliches 
Konzept zugrunde. Im Einklang mit den hohen Anforderungen der 
Rechtsprechung an eine Konzentrationsflächenplanung ist die Stadt 
dem 4-stufigen Planungsmodell gefolgt.  
 
Die geltend gemachten Belange sollten als nicht zutreffend bzw. als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.) und 9.) 
 

Diese Feststellungen bedürfen keiner Abwägung und sollten zur 
Kenntnis genommen werden. 
 
zu 8.)  
 

Diese Aussage ist als unzutreffend zurückzuweisen. Alle fristgemäß 
vorgelegten Stellungnahmen zur Konzentrationszonenplanung werden 
geprüft und fließen in die Abwägung der geltend gemachten öffentlichen 
und privaten Belange ein. Vor Fassung des Feststellungsbeschlusses 
beschließt der Rat über jede Einzeleingabe. Das Ergebnis wird den 
Einwendern schriftlich mitgeteilt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 123 eines 
Rixener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung als beachtet anzusehen bzw. als nicht 
zutreffend / unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingaben eines Scharfenberger Bürgers: 
Nr. 71 vom 17.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 124 vom 19.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 17.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
48 und 49. 
 
Das aktuelle Schreiben des Bürgers vom 19.05.2016 ist wörtlich 
identisch mit der ersten Eingabe.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Es wird auf die Abwägung der mit Schreiben vom 19.12.2015 geltend 
gemachten Belange in der o. a. Synopse verwiesen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 71 und 
Nr. 124 eines Scharfenberger Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen. 
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Private gleichlautende Eingaben von Altenbürener Bürgern: 
 
Nr. 126 vom 18.05.2016 
Nr. 131 vom 19.05.2016 
Nr. 132 vom 19.05.2016 
Nr. 138 vom 29.05.2016 
Nr. 140 vom 29.05.2016 
Nr. 151 vom 29.05.2016 
 
zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
 
Die o. g. Schreiben von verschiedenen Bürgern sind wörtlich identisch. 
Sie werden nur einmal zur Kenntnis gegeben und abgewogen. Die 
Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan in der Fassung 
zur 2. Offenlegung und teilweise auf die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
Die Einwendenden nehmen Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich 
der Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten 
LEP-Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015). Den von 
der Stadt Brilon zur Sicherstellung des “substanziellen Raums für die 
Windenergie“ als notwendig argumentierten Flächenanteil halten sie für 
übertrieben.  
 
2.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. Es werden 
größere Abstandszonen (z. B. Anlagenhöhe x 10) gefordert. 
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3.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf das hohe Unfallrisiko bei Windkraftanlagen (Havarien) und 
die damit einhergehende Gesundheitsgefährdung für den Menschen 
gefordert.  
 
4.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
6.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht der Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
7.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
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8.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
9.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 3 und 5 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
10.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
11.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
12.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
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13.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch fundierte 
Fachgutachten untersucht werden. Aus Sicht der Eingebenden sind 
zumindest größere Teilflächen auf der Westseite des Bergrückens 
aufgrund des umgegangenen Bergbaus und möglicher Risiken nicht 
sinnvoll. 

___________________________________________________________________ 
 
Neben der allgemeinen Bitte um Berücksichtigung aller 13 Aspekte und 
der vorsorglichen Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht 
ausreichender Beachtung wird abschließend um eine schriftliche 
Eingangsbestätigung zu den Stellungnahmen und um eine detaillierte 
schriftliche Bewertung zu den geäußerten Einwänden und Bedenken 
gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1.) 
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
 
Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
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Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
 
Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt. Objektive 
Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen 
verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, dass der 
Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend substanzieller Raum 
geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept nochmals überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s sollten abwägend berücksichtigt werden. 
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen.  
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In Anlehnung an die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen 
Stand der Technik entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von 
einem Lärmpegel von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) mit einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 
40 dB(A) folgt hieraus ein Abstand von ca. 800 m zwischen 
Wohnnutzung und Lärmquelle. Dieser Abstand wird generell für das 
Innenbereichswohnen und nicht differenziert nach Gebietsqualitäten 
angesetzt. Zur Verbesserung des vorbeugenden Immissionsschutzes für 
die Wohnnutzung wird unter Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher 
Abstand von 150 m vorgesehen.  
 
Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (1500 Meter und mehr je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Risiken potentieller Havarien bei Windenergieanlagen sind bekannt. 
Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
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Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
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zu 7.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
 

Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. 
  

Dies ist in Brilon offensichtlich nicht der Fall. Darüber hinaus würden 
durch eine Errichtung von Windkraftanlagen in zusammenhängenden 
Waldgebieten erhebliche Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen 
befinden sich überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. 
Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage 
tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch 
die Erschließung dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die 
Schwertransporte mit den Flügeln müssen über serpentinenartige 
Wegeführungen die Kuppen erreichen können. Durch die Länge der 
Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven in denen die Bäume 
entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher 
geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben sich an 
Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese Bäume 
mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. 
Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. 
Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im Wald. Die 
Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig.  
 

Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten.  
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Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 8.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingaben nicht gefolgt werden. 
 
zu 9.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden.  
 

Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 10 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
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zu 10 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 11.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 13.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt.  
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In die Begründung zur 97. FNP-Änderung wurde unter Ziffer 11 
“Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, Unterpunkt -
Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen.  
 
Daher erfolgt im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis 
hierzu, der auf die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
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Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Herausnahme einer Teilfläche auf der Westseite des Windsberges 
aus der Konzentrationszone 1 ist nicht gerechtfertigt. Die Antragsteller 
für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten Anlagenstandorte auf 
bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 

_____________________________________________________ 
 
 

Die Bitte um Berücksichtigung der geltend gemachten Belange und die 
Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht ausreichender 
Beachtung werden zur Kenntnis genommen.  
 

Der Bitte um eine detaillierte schriftliche Bewertung zu den geäußerten 
Einwänden und Bedenken kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
entsprochen werden. Die Prüfung und Abwägung aller fristgemäß 
eingereichten Stellungnahmen von behördlicher und privater Seite aus 
allen Beteiligungsverfahren kann erst am Ende des Planverfahrens vor 
Fassung des Feststellungsbeschlusses durch den Rat erfolgen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird den Eingebenden gemäß § 3 (2) Satz 4 
BauGB anschließend schriftlich mitgeteilt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die gleichlautenden privaten 
Eingaben Nr. 126, 131, 132, 138, 140 und 151 von Altenbürener 
Bürgern zur Kenntnis zu nehmen und sie entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung als beachtet anzusehen, 
zurückzuweisen / als nicht zutreffend zurückzuweisen bzw. ihnen nicht 
zu folgen. 
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Private Eingaben des 1. Vorsitzenden des Modellflug-Club Brilon 
e. V., Jürgen Rochna, Scharfenberg:  

• P 12 vom 02.09.2015 zum Verfahrensstand zwischen 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 1. öffentlicher 
Auslegung 

• Nr. 2 vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
• Nr. 127 vom 15.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 

 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu den Schreiben vom 02.09. und 
20.12.2015 ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private 
Teil II“, Seiten 71 bis 77. 
 
Auch in der aktuellen Eingabe wendet sich der Modellflug-Club Brilon 
gegen die Ausweisung der Konzentrationszone 3 “Wülfte/Alme“ auf der 
Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, Oberalme und Nehden. Im 
Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet 
bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Stellungnahme vom 20.12.2015 
weiterhin Gültigkeit hat. 
 
2.) 
 

Es wird auf das Vorhandensein und die Lage des Modellflugplatzes 
hingewiesen.  
 
Ferner weist der Vorsitzende auf die beim HSK für die 
Konzentrationszone 3 vorliegenden Genehmigungsanträge des 
“Bürgerwindparks Wülfte-Alme“ mit 7 WEA’en und der “Öcotec-
Windenergie GmbH“ mit 6 WEA’en hin. Eine dieser Anlagen soll 75 m 
nordwestlich der Vereinsgrenze, eine andere 260 m südöstlich vom 
Platzmittelpunkt im genehmigten Flugradius errichtet werden. Es wird 
erklärt, dass damit ein Modellflug nicht mehr möglich ist. 
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3.) 
 

Es erfolgt eine Beschreibung der Flugzeugmodelle, ihrer 
Geschwindigkeit sowie ihres materiellen und immateriellen Wertes. 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass die im Freiflug betriebenen 
Flugzeuge keiner beeinflussbaren Steuerung unterliegen und in die 
Rotoren der WEA’en gelangen können. 
 
4.) 
 

Die Vereinsstruktur, die Jugendarbeit und die sportlichen Erfolge werden 
ausführlich geschildert. 
 
5.) 
 

Der Modellflugclub ist im Besitz einer unbefristeten Genehmigung der 
Bezirksregierung Münster. Der Verein hat eine Zulassung für einen 
Flugbetrieb in einem Radius von 300 Meter um die Platzmitte. Bei 
Turbinen getriebenen Flugzeugen beträgt der Radius 400 Meter.  
 
Der Nutzungskonflikt mit einem möglichen Windpark muss nach 
Auffassung des Vorsitzenden im Planverfahren gelöst werden. Der 
Modellflugplatz stelle ein Ausschlusskriterium für die Windenergie dar.  
 
6.)  
 

Der Club vertritt die Auffassung, dass ohne Vereinbarung mit dem 
Verein eine Konzentrationsflächenplanung nicht weiter vorangetrieben 
werden kann. Auf das Bekanntsein des finanziellen Hintergrundes der 
Windkraftnutzung wird hingewiesen. 
 
7.) 
 

Es wird ausführlich auf die Gefahr von Eisschlag und die möglichen 
Personen- und Sachschäden eingegangen, die der Verein nicht 
hinzunehmen bereit ist. 
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8.) 
 

Durch Wirbelschleppen und Turbulenzen sind Modellflugzeuge nicht 
mehr beherrschbar und können abstürzen. Neben finanziellen und 
ideellen Schäden stellen Abstürze eine potentielle Gefahr für Flieger und 
Zuschauer dar. 
 
9.) 
 

Einschränkung / Verhinderung der Vereinstätigkeit in Zeiten des 
Ausbaus von Wirtschaftswegen für die Errichtung und spätere 
Erschließung genehmigter Windräder. Gleiches gelte für 
Wegsperrungen wegen Eisschlaggefahr. 
 
10.) 
 

Hinweis auf die im Kataster dargestellte und genehmigte Vereinshütte. 
 
11.) 
 

Das Verfahren zur 97. FNPÄ wird als fehlerhaft beanstandet und müsse 
revidiert werden, da der genehmigte Modellflugplatz in den 
Planunterlagen nicht dargestellt ist und damit ortsunkundigen Bürgern 
die Möglichkeit von Einwendungen verwehrt wird. 
 
12.) 
 

Es wird beanstandet, dass die Immissionsschutzgutachten der 
Antragsteller für die unter Punkt 2.) genannten WEA’en die in der 
luftfahrtbehördlichen Genehmigung geregelten Geräuschemissionen 
des Modellflugplatzes nicht berücksichtigen. 
 
13.) 
 

Der Verein erwartet eine für ihn kostenneutrale Verlagerung und 
Genehmigung des Modellflugplatzes an einen/m Ersatzstandort  
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14.) 
 

Alternativ fordert der Club eine Ausgrenzung des Modellflugplatzes im 
Rahmen der Flächennutzungsplanänderung mit der Option, aus 
Kompromissbereitschaft den Flugbetrieb je nach Windrichtung 
einzuschränken. Im Gegenzug wird eine Standortverschiebung von 2 
WEA’en gefordert, die dem HSK zur Genehmigung vorliegen (s. Punkt 
2.)) 
 
15.) 
 

Abschließend erfolgt ein Hinweis, dass der Club beim Deutschen 
Modellfliegerverband versichert ist und in Rechtsfragen unterstützt wird. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf die Abwägung der mit 
Schreiben vom 20.12.2015 geltend gemachten Belange wird verwiesen. 
 
zu 2.) 
 

Diese Aussagen werden zur Kenntnis genommen. Die geschilderte 
Konfliktsituation zu 2 von 13 beim HSK beantragten WEA’en betrifft das 
konkrete Genehmigungsverfahren nach BImschG. 
 
zu 3.) und 4.) 
 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 5.) 
 

Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
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Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben. Eine Herausnahme 
des 300 Meter-Radius würde eine Reduktion der Konzentrationszone 
um ca. 28 ha. (ca. 11% der Fläche der Konzentrationszone), die des 
400 Meter-Radius um ca. 50 ha (ca. 19% der der Fläche der 
Konzentrationszone) bedeuten. Würde die Ausgrenzungsfläche gemäß 
dem Vorschlag des Vereins auf einen Halbkreis reduziert (s. Karte Seite 
69), halbieren sich diese Reduktionsflächen entsprechend.  
 

Durch die Herausnahme einer Teilfläche für den Modellflug-Club aus der 
Konzentrationszone 3 würde jedenfalls ein zentraler Bereich dieser als 
geeignet eingestuften Konzentrationszone wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen. Die Ausweisung einer Windkonzentrationszone wird 
insofern höher gewichtet als die Interessen des Modellflugclubs.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Da der Modellflug-Club aus Sicht der Stadt Brilon keine baurechtlich 
gesicherte Rechtsposition hat, ist eine Weiterplanung der 
Konzentrationszone möglich.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
 



  

- 58 – 

 
zu 7.) und 8.) 
 

Die von Windrädern verursachten Störungen des Modellfluges durch 
Eisschlag und Wirbelschleppen sowie die damit einhergehende  Gefahr 
von Personen- und Sachschäden betreffen die Flächennutzungsplanung 
nur mittelbar. Diese Aspekte sind im Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG zu behandeln und hier in Abhängigkeit von der 
Schutzwürdigkeit zu beurteilen. Es obliegt dem HSK, die beantragten 
Anlagen auf ihre Sicherheit zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten 
und das Unfallrisiko durch die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
weitestgehend einzudämmen. Folge der Prüfung könnte sein, dass der 
Modellflug an diesem Standort nicht mehr möglich und der Flugplatz 
nach BauO nicht genehmigungsfähig wäre. Im Übrigen wird auf die 
Ausführungen zu den Punkten 5.) und 6.) verwiesen. 
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen werden 
und als beachtet gelten. 
 
zu 9.) 
 

Die Errichtung von WEA’en, ihre Erschließung und Zuwegung sowie die 
Erreichbarkeit des Standortes mit Bauteilen betreffen die 
Flächennutzungsplanung nur mittelbar. Diese Aspekte sind im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu behandeln.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen werden 
und als beachtet gelten. 
 
zu 10.) 
 

Die vereinseigene Hütte ist zwar katastermäßig dargestellt, es existiert 
jedoch keine Baugenehmigung nach der BauO. Die Hütte ist ohne die 
Eintragung einer Baulast auf das angrenzende Grundstück auch nicht 
genehmigungsfähig.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen werden 
und als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
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zu 11.) 
 

Der Modellflugplatz ist in den Planunterlagen nicht dargestellt, da sein 
Vorhandensein zwar bekannt ist, für ihn jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen existieren. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
Die von der Bezirksregierung Münster für den Modellflugplatz erteilte 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) ist im Vergleich 
zu einem Baurecht nach § 35 BauGB (privilegierte Nutzung der 
Windenergie im Außenbereich) das niederrangige Recht.  
 

Das Planverfahren ist insofern nicht fehlerhaft. Daher sollte dieser Teil 
der Eingabe zur Kenntnis genommen werden und als nicht zutreffend 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 12.) 
 

Da für den Modellflugplatz keine Genehmigungen existieren und er 
somit keinen baurechtlichen Bestandsschutz genießt, müssen die 
Immissionsschutzgutachten für die beantragten WEA’en die in der 
Aufstiegserlaubnis geregelten Geräuschemissionen nicht 
berücksichtigen. Allerdings sind diese Aspekte nicht Gegenstand der 
kommunalen Bauleitplanung, sondern betreffen das 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. Es ist vom HSK zu beurteilen, 
ob die Antragsunterlagen fehlerhaft sind.  
 

Daher sollte dieser Belang zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 13.) 
 

Die Stadt ist bereit, mit dem Verein über eine Verlagerung zu sprechen. 
Es haben bereits Gespräche stattgefunden. Eine Kostenzusage kann an 
dieser Stelle nicht erfolgen.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und ihm 
entsprochen werden. 
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zu 14.) 
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben. Durch die 
Herausnahme des Modellfluggeländes aus der Konzentrationszone 3 
(bzw. bei Einräumung eines 500 Metern-Schutzabstandes eines noch 
größerer Teiles) würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen. Die Ausweisung einer Windkonzentrations-zone wird daher 
höher gewichtet als die Interessen des Modellflugclubs. Im Übrigen wird 
auch auf die Ausführungen unter Punkt 5.) verwiesen. 
 
Ob Standortverschiebungen von beantragten WEA’en denbar sind, hat 
der HSK im Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu prüfen und zu 
entscheiden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 15.) 
 

Der Hinweis, dass der Club beim Deutschen Modellfliegerverband 
versichert ist und in Rechtsfragen unterstützt wird, sollte zur Kenntnis 
genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben P 12, Nr. 2 
und Nr. 127 des 1. Vorsitzenden des Modellflug-Club Brilon e. V., 
Jürgen Rochna, zur Kenntnis zu nehmen und sie entsprechend den 
Stellungnahmen zum Teil zurückzuweisen / als nicht zutreffend 
zurückzuweisen, als beachtet anzusehen und ihnen teilweise zu 
entsprechen.  
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Private Eingabe Nr. 128 einer Rixener Bürgerin vom 23.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Die Bürgerin aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die Einwenderin geht auf die negativen Auswirkungen auf den 
Artenschutz ein. Insbesondere sieht sie durch potentielle WEA’en ein 
Tötungsrisiko für den Schwarzstorch und Rotmilan, deren 
Nahrungshabitate und Flugrouten sich über das gesamte Areal der 
Konzentrationszone 1 erstrecken. Sie verweist auf Schlagopfer bei dem 
vorhandenen Windrad auf der Sonder. 
 

Ferner weist sie auf die verschiedenartigen Fledermausvorkommen in 
den Höhlen am Windsberg sowie auf das Vorkommen von Wildkatze 
und Raubwürger hin.  
 

Zum Schutz der angeführten streng geschützten Arten fordert sie ein 
Abwägen, ob nicht ein anderes Gebiet für die Windkraftnutzung besser 
geeignet ist. 
 
2.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf die durch WEA’en ausgelösten Gesundheitsgefährdungen 
für den Menschen und im Hinblick auf das hohe Unfallrisiko durch 
Havarien gefordert.  
 
3.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien in der Nachbarschaft von WEA’en steht 
in keiner Relation zu den Gewinnen der Investoren / Betreiber.  
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4.) 
 

Die Eingeberin hofft, dass ihre Einwendungen ernst genommen werden. 
Es geht ihres Erachtens nicht um eine Betroffenheit von Anwohnern 
sondern um eine große Umweltsünde und eine jahrzehntelange 
Beeinträchtigung der Bevölkerung. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser FNP-Änderung auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
 
Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
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Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
 
zu 2.)  
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen. Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den 
Ortslagen würde dazu führen, dass der Windenergie nicht substantiell 
genug Raum gegeben werden kann. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden.  
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Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Daher sollen die Abstände unverändert 
bleiben.  
 
Die Unfallträchtigkeit von WEA’en ist nicht Gegenstand der kommunalen 
Bauleitplanung. Die Risiken potentieller Havarien bei Windrädern sind 
bekannt. Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im 
nachgelagerten Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf 
ihre Sicherheit zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das 
Unfallrisiko durch die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
weitestgehend einzudämmen.  
 
Diese Punkte der Eingaben sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.)  
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Sie 
bedürfen keiner Abwägung und sollten daher zur Kenntnis genommen 
werden. 



  

- 74 – 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 128 einer 
Rixener Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen, 
zurückzuweisen bzw. als nicht zutreffend / unbegründet 
zurückzuweisen. 
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Private Eingaben von Altenbürener Bürgern: 
Nr. 82 vom 15.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 125 vom 17.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 15.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
1 bis 8. 
 
Die Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan in der 
Fassung zur 2. Offenlegung und teilweise auf die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. In der aktuellen Stellungnahme wird im Einzelnen auf 
folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
Die Einwendenden nehmen Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich 
der Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten 
LEP-Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015). Den von 
der Stadt Brilon zur Sicherstellung des “substanziellen Raums für die 
Windenergie“ als notwendig argumentierten Flächenanteil halten sie für 
übertrieben.  
 
2.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. Es werden 
größere Abstandszonen (z. B. Anlagenhöhe x 10) gefordert. 
 
3.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf das hohe Unfallrisiko bei Windkraftanlagen (Havarien) und 
die damit einhergehende Gesundheitsgefährdung für den Menschen 
gefordert.  
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4.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
6.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht der Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
7.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
8.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
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9.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 3 und 5 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
10.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
11.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
12.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
13.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch fundierte 
Fachgutachten untersucht werden. Aus Sicht der Eingebenden sind 
zumindest größere Teilflächen auf der Westseite des Bergrückens 
aufgrund des umgegangenen Bergbaus und möglicher Risiken nicht 
sinnvoll. 

___________________________________________________________________ 
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Neben der allgemeinen Bitte um Berücksichtigung aller 13 Aspekte und 
der vorsorglichen Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht 
ausreichender Beachtung wird abschließend um eine schriftliche 
Eingangsbestätigung zu den Stellungnahmen und um eine detaillierte 
schriftliche Bewertung zu den geäußerten Einwänden und Bedenken 
gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1.) 
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
 
Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
 
 
Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
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Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt. Objektive 
Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen 
verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, dass der 
Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend substanzieller Raum 
geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept nochmals überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s sollten abwägend berücksichtigt werden. 
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen.  
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Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (1500 Meter und mehr je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Risiken potentieller Havarien bei Windenergieanlagen sind bekannt. 
Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar.  
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Windkraftanlagen sind durch den Bundesgesetzgeber als im 
Außenbereich privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit 
im Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, dass 
die angesprochen Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale 
Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
 

Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall.  
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Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von Windkraftanlagen in 
zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche Kollateralschäden 
entstehen. Die Waldflächen befinden sich überwiegend in den hügeligen 
bis bergigen Bereichen. Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass 
Windkraftanlage tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben 
sich allein durch die Erschließung dieser Standorte erhebliche 
Sekundärschäden. Die Schwertransporte mit den Flügeln müssen über 
serpentinenartige Wegeführungen die Kuppen erreichen können. Durch 
die Länge der Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven in denen 
die Bäume entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die 
bisher geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben sich an 
Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese Bäume 
mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. 
Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. 
Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im Wald. Die 
Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig.  
 

Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 8.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingaben nicht gefolgt werden. 
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zu 9.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden.  
 

Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 10 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 10 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
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zu 11.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 13.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt.  
 

In die Begründung zur 97. FNP-Änderung wurde unter Ziffer 11 
“Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, Unterpunkt -
Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen.  
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Daher erfolgt im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis 
hierzu, der auf die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

 
Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Herausnahme einer Teilfläche auf der Westseite des Windsberges 
aus der Konzentrationszone 1 ist nicht gerechtfertigt. Die Antragsteller 
für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten Anlagenstandorte auf 
bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen. 
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Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 

_____________________________________________________ 
 
 

Die Bitte um Berücksichtigung der geltend gemachten Belange und die 
Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht ausreichender 
Beachtung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bitte um eine detaillierte schriftliche Bewertung zu den geäußerten 
Einwänden und Bedenken kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
entsprochen werden. Die Prüfung und Abwägung aller fristgemäß 
eingereichten Stellungnahmen von behördlicher und privater Seite aus 
allen Beteiligungsverfahren kann erst am Ende des Planverfahrens vor 
Fassung des Feststellungsbeschlusses durch den Rat erfolgen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird den Eingebenden gemäß § 3 (2) Satz 4 
BauGB anschließend schriftlich mitgeteilt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 82 und 
Nr. 125 von Altenbürener Bürgern zur Kenntnis zu nehmen und sie 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung als beachtet / 
ausreichend berücksichtigt anzusehen, zurückzuweisen / als nicht 
zutreffend zurückzuweisen bzw. ihnen nicht zu folgen. 
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Private Eingaben eines Altenbürener Bürgers: 
Nr. 49 vom 14.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 133 vom 18.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 14.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
33 bis 35. 
 
 
Die aktuelle Eingabe bezieht sich zum Teil auf den Gesamtplan und 
teilweise auf die Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird 
auf folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
 
1.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. 
 
2.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
3.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
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4.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht des Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
5.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
6.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
7.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 2, 4 und 6 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
8.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
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9.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
10.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
11.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch 
Fachgutachten untersucht werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen.  
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Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde dazu 
führen, dass der Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben 
werden kann. Dies würde das Ziel der Planung gefährden. Die 
Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Daher sollen die Abstände unverändert 
bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen in zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche 
Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen befinden sich 
überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. Unter der 
vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage tendenziell auf den 
Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch die Erschließung 
dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die Schwertransporte 
mit den Flügeln müssen über serpentinenartige Wegeführungen die 
Kuppen erreichen können. Durch die Länge der Flügel ergeben sich 
ausladende Schleppkurven in denen die Bäume entfernt werden 
müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher geschützt in der Mitte 
des Waldes gestanden haben sich an Randbereichen befinden.  
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Bei Sturmereignissen könne diese Bäume mangels ausreichenden 
Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. Gleiches gilt für langfristig 
von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. Allein die Wege selbst 
führen zu großen Eingriffen im Wald. Die Schwertransporte erreichen 
Gewichte von mehr als 170 Tonnen Gesamtgewicht. Die entlang des 
Berghangs zu erstellenden Wege müssen für diese Gewichte 
dimensioniert werden. Da die Transporte nur bestimmte Steigungen 
bewältigen können, fallen die Zuwegungen entsprechend lang aus und 
zahlreiche Serpentinen sind notwendig. Da der Windkraft auch 
außerhalb der zusammenhängenden Waldflächen substantiell genug 
Raum verbleibt, ist ein derart massiver Eingriff in Wälder mit den zu 
erwartenden Eingriffen in die Fauna und Flora nicht zu vertreten. 
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingabe nicht gefolgt werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
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Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 8 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 8 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 9.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
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Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 11.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und die konkreten Standorte der 
WKA’en. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht bekannt.  
 
Zusätzlich wurde in die Begründung zur 97. FNP-Änderung unter Ziffer 
11 “Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, 
Unterpunkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 
“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen. Daher erfolgt im 
Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis hierzu, der auf 
die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss.  
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Bei der Planung von Baumaßnahmen mit Auswirkungen auf oder in den 
Untergrund ist daher ein Sachverständiger einzuschalten, der zunächst 
durch Einsichtnahme in die markscheiderischen und geotechnischen 
Unterlagen die bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur 
Auswertung vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Antragsteller für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten 
Anlagenstandorte auf bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 49 und 
Nr. 133 eines Altenbürener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen / als 
nicht zutreffend zurückzuweisen, ihnen nicht zu folgen bzw. sie als 
beachtet / ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Private Eingaben des CDU Ortsverbandes Altenbüren: 
 

• Nr. 106 vom 21.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung und 
• Nr. 134 vom 25.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 

 
 und von Altenbürener Bürgern: 
 

• Nr. 3 vom 21.12.2015 und Nr. 78 vom 22.12.2015  
zur 1. öffentlichen Auslegung und 

• Nr. 139 und Nr. 152 vom 29.05.2016  
zur 2. öffentlichen Auslegung 

 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu den gleichlautenden Schreiben 
des CDU Ortsverbandes und von verschiedenen Altenbürener Bürgern 
zur 1. Offenlegung ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung 
Private Teil I“, Seiten 1 bis 8. 
 
Auch die aktuellen Schreiben des CDU Ortsverbandes und der oben 
benannten Altenbürener Bürger zur 2. Offenlegung sind wörtlich 
identisch. Sie werden nur einmal zur Kenntnis gegeben und abgewogen. 
Die Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan in der 
Fassung zur 2. Offenlegung und teilweise auf die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
Die Einwender nehmen Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich der 
Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten LEP-
Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015). Den von der 
Stadt Brilon zur Sicherstellung des “substanziellen Raums für die 
Windenergie“ als notwendig argumentierten Flächenanteil hält er für 
übertrieben.  
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2.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. Es werden 
größere Abstandszonen (z. B. Anlagenhöhe x 10) gefordert. 
 
 
 
3.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf das hohe Unfallrisiko bei Windkraftanlagen (Havarien) und 
die damit einhergehende Gesundheitsgefährdung für den Menschen 
gefordert.  
 
4.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
6.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht des Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
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7.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
8.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
9.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 3 und 5 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
10.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
11.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
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12.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
13.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch fundierte 
Fachgutachten untersucht werden. Aus Sicht des Eingebenden sind 
zumindest größere Teilflächen auf der Westseite des Bergrückens 
aufgrund des umgegangenen Bergbaus und möglicher Risiken nicht 
sinnvoll. 

____________________________________________ 
 
 

Neben der allgemeinen Bitte um Berücksichtigung aller 13 Aspekte und 
der vorsorglichen Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht 
ausreichender Beachtung, wird abschließend um eine schriftliche 
Eingangsbestätigung zur Stellungnahme und um eine detaillierte 
schriftliche Bewertung zu den geäußerten Einwänden und Bedenken 
gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1.) 
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
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Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
 
Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
 
Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt. Objektive 
Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen 
verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, dass der 
Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend substanzieller Raum 
geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept nochmals überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s werden abwägend berücksichtigt. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zurückgewiesen werden. 
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zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen.  
 
In Anlehnung an die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen 
Stand der Technik entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von 
einem Lärmpegel von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) mit einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 
40 dB(A) folgt hieraus ein Abstand von ca. 800 m zwischen 
Wohnnutzung und Lärmquelle. Dieser Abstand wird generell für das 
Innenbereichswohnen und nicht differenziert nach Gebietsqualitäten 
angesetzt. Zur Verbesserung des vorbeugenden Immissionsschutzes für 
die Wohnnutzung wird unter Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher 
Abstand von 150 m vorgesehen.  
 
Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (1500 Meter und mehr je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Risiken potentieller Havarien bei Windenergieanlagen sind bekannt.  
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Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Bau genehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen.  
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Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird auch unter 
Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als städtebaulich 
vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. aus der 
weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung einer 
städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen in zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche 
Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen befinden sich 
überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. Unter der 
vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage tendenziell auf den 
Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch die Erschließung 
dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die Schwertransporte 
mit den Flügeln müssen über serpentinenartige Wegeführungen die 
Kuppen erreichen können. Durch die Länge der Flügel ergeben sich 
ausladende Schleppkurven in denen die Bäume entfernt werden 
müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher geschützt in der Mitte 
des Waldes gestanden haben sich an Randbereichen befinden. Bei 
Sturmereignissen könne diese Bäume mangels ausreichenden 
Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. Gleiches gilt für langfristig 
von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. Allein die Wege selbst 
führen zu großen Eingriffen im Wald.  
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Die Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig. Da 
der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden Waldflächen 
substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver Eingriff in 
Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und Flora nicht 
zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 8.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingabe nicht gefolgt werden. 
 
zu 9.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
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zu 10 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 10 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse.  
 
Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine Herausnahme von 
Flächen (Teilflächen) aus den Konzentrationszonen. Der Artenschutz für 
die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 11.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
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zu 13.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt.  
 
In die Begründung zur 97. FNP-Änderung wurde unter Ziffer 11 
“Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, Unterpunkt -
Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen. Daher erfolgt im 
Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis hierzu, der auf 
die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung vor- 
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handener Unterlagen entsprechende Baugrund- / Untergrund-
untersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende Anpassungs- 
oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-Reg. 
Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 
Bergbauliche Aktivitäten  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten  
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Herausnahme einer Teilfläche auf der Westseite des Windsberges 
aus der Konzentrationszone 1 ist nicht gerechtfertigt. Die Antragsteller 
für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten Anlagenstandorte auf 
bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 

___________________________________________________ 
 
Die Bitte um Berücksichtigung der geltend gemachten Belange und die 
Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht ausreichender 
Beachtung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bitte um eine detaillierte schriftliche Bewertung zu den geäußerten 
Einwänden und Bedenken kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
entsprochen werden. Die Prüfung und Abwägung aller fristgemäß 
eingereichten Stellungnahmen von behördlicher und privater Seite aus 
allen Beteiligungsverfahren kann erst am Ende des Planverfahrens vor 
Fassung des Feststellungsbeschlusses durch den Rat erfolgen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird den Eingebenden gemäß § 3 (2) Satz 4 
BauGB anschließend schriftlich mitgeteilt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben des CDU 
Ortsverbandes Altenbüren Nr. 106 und 134 und von Altenbürener 
Bürgern Nr. 3, 78, 139 und 152 zur Kenntnis zu nehmen und sie 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung als beachtet / 
ausreichend berücksichtigt anzusehen, zurückzuweisen / als nicht 
zutreffend zurückzuweisen bzw. ihnen nicht zu folgen. 
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Private Eingaben eines Altenbürener Bürgers: 
Nr. 108 vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 141 vom 29.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 20.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
68 bis 72. 
 
Die Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan in der 
Fassung zur 2. Offenlegung und teilweise auf die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. In der aktuellen Stellungnahme wird im Einzelnen auf 
folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
Der Einwender nimmt Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich der 
Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten LEP-
Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015). Den von der 
Stadt Brilon zur Sicherstellung des “substanziellen Raums für die 
Windenergie“ als notwendig argumentierten Flächenanteil hält er für 
übertrieben.  
 
2.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. Es werden 
größere Abstandszonen (z. B. Anlagenhöhe x 10) gefordert. 
 
3.) 
 

Es wird eine Erweiterung der Schutzabstände zur Wohnbebauung im 
Hinblick auf das hohe Unfallrisiko bei Windkraftanlagen (Havarien) und 
die damit einhergehende Gesundheitsgefährdung für den Menschen 
gefordert.  
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4.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
6.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht des Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
7.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
8.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
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9.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 3 und 5 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
10.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
 
11.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
12.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
13.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch fundierte 
Fachgutachten untersucht werden. Aus Sicht der Eingebenden sind 
zumindest größere Teilflächen auf der Westseite des Bergrückens 
aufgrund des umgegangenen Bergbaus und möglicher Risiken nicht 
sinnvoll. 

___________________________________________________________________ 
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Neben der allgemeinen Bitte um Berücksichtigung aller 13 Aspekte und 
der vorsorglichen Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht 
ausreichender Beachtung wird abschließend um eine schriftliche 
Eingangsbestätigung zu den Stellungnahmen und um eine detaillierte 
schriftliche Bewertung zu den geäußerten Einwänden und Bedenken 
gebeten. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1.) 
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
 
Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
 
Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
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Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt. Objektive 
Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ Tabuzonen 
verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, dass der 
Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend substanzieller Raum 
geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept nochmals überprüfen und 
gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s sollten abwägend berücksichtigt werden. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen.  



  

- 114 – 

 
Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (1500 Meter und mehr je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Risiken potentieller Havarien bei Windenergieanlagen sind bekannt. 
Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar.  
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Windkraftanlagen sind durch den Bundesgesetzgeber als im 
Außenbereich privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit 
im Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, dass 
die angesprochen Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale 
Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
 

Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall.  
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Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von Windkraftanlagen in 
zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche Kollateralschäden 
entstehen. Die Waldflächen befinden sich überwiegend in den hügeligen 
bis bergigen Bereichen. Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass 
Windkraftanlage tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben 
sich allein durch die Erschließung dieser Standorte erhebliche 
Sekundärschäden. Die Schwertransporte mit den Flügeln müssen über 
serpentinenartige Wegeführungen die Kuppen erreichen können. Durch 
die Länge der Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven in denen 
die Bäume entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die 
bisher geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben sich an 
Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese Bäume 
mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. 
Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. 
Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im Wald. Die 
Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig.  
 

Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 8.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingabe nicht gefolgt werden. 
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zu 9.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden.  
 

Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 10 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 10 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
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zu 11.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 13.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und der konkreten Standorte der 
WKA’s. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt.  
 

In die Begründung zur 97. FNP-Änderung wurde unter Ziffer 11 
“Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, Unterpunkt -
Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen.  
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Daher erfolgt im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis 
hierzu, der auf die nachgelagerten Ebene verweist.  
 
Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 
Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Herausnahme einer Teilfläche auf der Westseite des Windsberges 
aus der Konzentrationszone 1 ist nicht gerechtfertigt. Die Antragsteller 
für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten Anlagenstandorte auf 
bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen. 
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Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 

_____________________________________________________ 
 
 

Die Bitte um Berücksichtigung der geltend gemachten Belange und die 
Ankündigung weiterer Schritte / Aktivitäten bei nicht ausreichender 
Beachtung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Der Bitte um eine detaillierte schriftliche Bewertung zu den geäußerten 
Einwänden und Bedenken kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
entsprochen werden. Die Prüfung und Abwägung aller fristgemäß 
eingereichten Stellungnahmen von behördlicher und privater Seite aus 
allen Beteiligungsverfahren kann erst am Ende des Planverfahrens vor 
Fassung des Feststellungsbeschlusses durch den Rat erfolgen. Das 
Ergebnis der Prüfung wird dem Eingebenden gemäß § 3 (2) Satz 4 
BauGB anschließend schriftlich mitgeteilt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 108 und 
Nr. 141 eines Altenbürener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und sie 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung als beachtet / 
ausreichend berücksichtigt anzusehen, zurückzuweisen / als nicht 
zutreffend zurückzuweisen bzw. ihnen nicht zu folgen. 
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Private Eingaben eines Altenbürener Bürgers: 
Nr. 111 vom 18.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 147 vom 30.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 18.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
76 bis 80. 
 
 
Die aktuelle Eingabe bezieht sich zum Teil auf den Gesamtplan und 
teilweise auf die Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird 
auf folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
 
1.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. 
 
2.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
3.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
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4.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht des Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
 
5.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken. Eine Zulassung von 
Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung des Konfliktpotentials 
in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
6.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
7.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 2, 4 und 6 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
8.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
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9.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
10.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
11.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch 
Fachgutachten untersucht werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen.  
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Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde dazu 
führen, dass der Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben 
werden kann. Dies würde das Ziel der Planung gefährden. Die 
Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Daher sollen die Abstände unverändert 
bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen. Durch die 97. 
Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im Außenbereich 
eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen Abwertung der 
Immobilien nicht durch die kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
gegeben werden kann.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen in zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche 
Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen befinden sich 
überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. Unter der 
vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage tendenziell auf den 
Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch die Erschließung 
dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die Schwertransporte 
mit den Flügeln müssen über serpentinenartige Wegeführungen die 
Kuppen erreichen können. Durch die Länge der Flügel ergeben sich 
ausladende Schleppkurven in denen die Bäume entfernt werden 
müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher geschützt in der Mitte 
des Waldes gestanden haben sich an Randbereichen befinden.  
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Bei Sturmereignissen könne diese Bäume mangels ausreichenden 
Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. Gleiches gilt für langfristig 
von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. Allein die Wege selbst 
führen zu großen Eingriffen im Wald. Die Schwertransporte erreichen 
Gewichte von mehr als 170 Tonnen Gesamtgewicht. Die entlang des 
Berghangs zu erstellenden Wege müssen für diese Gewichte 
dimensioniert werden. Da die Transporte nur bestimmte Steigungen 
bewältigen können, fallen die Zuwegungen entsprechend lang aus und 
zahlreiche Serpentinen sind notwendig. Da der Windkraft auch 
außerhalb der zusammenhängenden Waldflächen substantiell genug 
Raum verbleibt, ist ein derart massiver Eingriff in Wälder mit den zu 
erwartenden Eingriffen in die Fauna und Flora nicht zu vertreten. 
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingabe nicht gefolgt werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
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Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 8 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 8 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 9.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
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Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 11.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und die konkreten Standorte der 
WKA’en. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht bekannt.  
 
Zusätzlich wurde in die Begründung zur 97. FNP-Änderung unter Ziffer 
11 “Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, 
Unterpunkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 
“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen. Daher erfolgt im 
Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis hierzu, der auf 
die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss.  
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Bei der Planung von Baumaßnahmen mit Auswirkungen auf oder in den 
Untergrund ist daher ein Sachverständiger einzuschalten, der zunächst 
durch Einsichtnahme in die markscheiderischen und geotechnischen 
Unterlagen die bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur 
Auswertung vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Antragsteller für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten 
Anlagenstandorte auf bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen.  
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 111 und 
Nr. 147 eines Altenbürener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen / als 
nicht zutreffend zurückzuweisen, ihnen nicht zu folgen bzw. sie als 
beachtet anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 130 eines Rixener Bürgers vom 24.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Der Bürger aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Einwender geht auf die negativen Auswirkungen auf den 
Artenschutz ein. Er weist auf das Vorkommen von Schwarzstorch, 
Weißstorch und die stärker werdende Rotmilanpopulation sowie auf die 
Gefahr von Schlagopfern hin. 
 
2.) 
 

Im Hinblick auf das hohe Unfallrisiko durch Havarien fordert der Bürger 
einen größeren Abstand zur Wohnbebauung. 
 
3.) 
 

Es wird befürchtet, dass sich Rodungsarbeiten negativ auf die in diesem 
Bereich vorkommende Wildkatze auswirken. 
  
4.) 
 

Der Eingeber vertritt die Auffassung, dass die undefinierbaren Kosten 
für die Standsicherheit der WEA’en nicht dem Steuerzahler angelastet 
werden können. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 3.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser 97. FNP-Änderung auf 
der dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
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Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln im “Hühnerfeld“ und 
weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. Die bislang 
getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Tierwelt. Die 
bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von 
(Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob sich die konkreten Vorhaben 
auf die Wildkatze und andere Tierarten auswirken bzw. ob für bestimmte 
Vogelarten durch die Einzelanlagen ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
 
zu 2.)  
 

Die Unfallträchtigkeit von WEA’en ist nicht Gegenstand der kommunalen 
Bauleitplanung. Die Risiken potentieller Havarien bei Windrädern sind 
bekannt.  
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Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Es 
wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Kosten für die Standsicherheit 
der Anlagen allein vom Betreiber zu tragen sind. 
 
Dieser Punkt bedarf keiner Abwägung und sollte daher zur Kenntnis 
genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 130 eines 
Rixener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen, 
zurückzuweisen bzw. als unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 135 einer Rixener Bürgerin vom 26.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Die Bürgerin aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Es wird auf gesundheitliche Risiken für Mensch und Tier durch 
Infraschall und Schattenschlag hingewiesen.  
 
2.) 
 

Die Einwenderin geht auf die negativen Auswirkungen auf den 
Artenschutz ein. Sie weist auf das Tötungsrisiko für Fledermäuse und 
den Rotmilan hin. Als Beispiel werden Schlagopfer des Rotmilans unter 
dem Windrad auf dem Sonderkopf angeführt. 
  
3.) 
 

Es wird auf kostenintensive Renaturierungsmaßnahmen hingewiesen, 
durch die schutzbedürftigen Arten wie Rotmilan, Schwarzstorch und 
Fledermäusen Lebensraum geboten und ihre Ansiedelung gefördert 
wird. Die Bürgerin befürchtet, dass die Ausweisung von Windparks 
kontraproduktiv ist und diese Arten in ihrem Bestand gefährdet. 
  
4.) 
 

Die Einwenderin vertritt die Auffassung, dass vor dem Bau weiterer 
WEA’en eine Technologie zur Stromspeicherung aus Windenergie 
entwickelt und gefördert werden muss, um von Atom- und 
Kohlekraftwerken unabhängig zu sein. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.)  
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) werden von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Eine gewisse Beeinträchtigung durch 
Windkraftanlagen ist hinzunehmen. 
 

Im Nahbereich von Windenergieanlagen können Infraschall-Pegel 
beobachtet werden, die sich vom Hintergrundgeräusch abheben. Ab 
Entfernungen von ca. 300 m beeinflussen Windenergieanlagen den 
Geräuschpegel im Infraschall-Bereich in der Regel nicht mehr. Nach 
dem aktuell gesicherten Stand der Wissenschaft treten gesundheitliche 
Auswirkungen von Infraschall erst auf, wenn Menschen ihn hören oder 
spüren können. In diesen Fällen konnten Ermüdung und eine Abnahme 
der Atemfrequenz wissenschaftlich nachgewiesen werden. Extrem hohe 
Infraschall-Pegel über 140 dB können zu Ohrendruck, Schmerzen beim 
Hören und zu Gehörschäden führen. 
 

Bekannt ist, dass sich die Wahrnehmung von Geräuschen mit sinkender 
Frequenz ändert. Unterhalb von 100 Hz werden bereits kleine 
Änderungen des Schalldruckpegels als deutliche Zunahme der 
Lautstärke wahrgenommen und bereits bei einer geringfügigen 
Überschreitung der Hörschwelle schnell als belästigend empfunden. Die 
Infraschall-Pegel von Windenergieanlagen liegen weit unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle bisher kein Nachweis 
einer negativen gesundheitlichen Auswirkung von Infraschall erbracht 
werden.  
 

Die Frage, ob im Einzelfall eine Beeinträchtigung durch Schall und 
Infraschall vorliegt, kann erst im konkreten Genehmigungsverfahren 
beurteilt werden, wenn die genauen Standorte, die Anzahl der Anlagen, 
der Anlagentyp etc. bekannt sind.  
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Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) und 3.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser 97. FNP-Änderung auf 
der dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
 
Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Tierarten in Teilen der 
Konzentrationszone 1 ist bekannt. Die bislang getätigten 
Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Tierwelt. Die 
bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von 
(Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren.  
 
Dieser Punkt bedarf daher keiner Abwägung und sollte zur Kenntnis 
genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 135 einer 
Rixener Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen und 
zum Teil als unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 136 eines Rixener Bürgers vom 26.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Der Bürger aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Einwender befürchtet einen Wertverlust seiner Immobilie ohne 
Ausgleichszahlungen durch die  benachbarte Errichtung von WEA‘en.  
 
2.) 
 

Die WEA’en stehen nicht in der Ferne, sondern direkt im Lebensraum 
der Bürger.  
 
3.) 
 

Der Bürger kritisiert, dass nicht die regenerative Stromerzeugung oder 
der Standort bei der Planung im Vordergrund stehen sondern der Profit 
einiger weniger.  
 
4.) 
 

Mit Verweis auf die Anforderungen an ein Bauvorhaben innerhalb einer 
Ortslage fragt sich der Einwender, wie große WEA’en in Ortsnähe 
gerechtfertigt werden können. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden.  
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Sie sind somit im Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen 
Belange entgegenstehen. Durch die 97. FNPÄ wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, dass 
die angesprochen Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale 
Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) und 4.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung der Landschaft ebenso.  
Der Eingriff in das Landschaftsbild durch ca. 200 Meter hohe 
Windkraftanlagen ist unbestritten. Jedoch muss hier eine Abwägung 
zwischen diesen Belangen und der Schaffung von ausreichend Raum 
für die Windenergie erfolgen. Ein Eingriff in das Landschaftsbild wird bei 
der aktuellen Größe der Windkraftanlagen überall erfolgen. Bei dieser 
Planung gilt es, eine gerechte Abwägung zwischen allen Belangen zu 
erzielen. Dass einzelne Interessen bei der Festlegung der Zonen 
beeinträchtigt werden, ist an jedem Standort unvermeidbar.  
 

Ziel der Stadt ist es, die Windkraft an wenigen großen Standorten zu 
konzentrieren. Durch die weite Fernwirkung von WKA der heutigen 
Größenklasse würde es bei einer Vielzahl von kleinen Zonen zu einer 
wesentlich weiträumigeren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
kommen. Die weitaus größeren verbleibenden Flächen werden somit 
von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen freigehalten. Die 
Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss 
zwischen den verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der 
Windenergie und dem Landschaftsbild dar.  
 
Diese Punkte der Eingabe sollten insofern zur Kenntnis genommen 
werden und als beachtet gelten. 
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zu 3.)  
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren.  
 

Im Zuge der angestrebten Energiewende der Bundesregierung ist die 
Stadt Brilon gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung 
zu stellen. Auf Einspeisevergütungen und Strompreise kann sie keinen 
Einfluss nehmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe bedarf insofern keiner Abwägung und sollte 
zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 136 eines 
Rixener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen und 
zum Teil als nicht zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingaben von Rixener Bürgern  

• P 11 vom 07.09. und 03.10.2015 zum Verfahrensstand 
zwischen frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und 1. öA  

• Nr. 137 vom 24.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu den Schreiben vom 07.09 und 
03.10.2015 ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private 
Teil II“, Seiten 44 bis 52. 
 
Die Bürger aus Rixen wendet sich in ihrem aktuellen Schreiben gegen 
die Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Anhand eines aktuellen Sturmschadens an einer WEA in Paderborn und 
im Hinblick auf das wachsende Sturmrisiko beanstanden die Bürger die 
technische Qualität der Windräder.  
 
2.) 
 

Es wird auf das Rotmilan-Vorkommen im Bereich des Windsbergs und 
das signifikante Tötungsrisiko für diese geschützte Vogelart durch 
WEA’en mit Verweis auf Schlagopfer am Sonderkopf hingewiesen.  
 

Ferner wird auf die Gefährdung des Schwarzstorches eingegangen, der 
Rixen und den Windsberg als Überflugkorridore nutzt.  
 

Schließlich erfolgt ein Hinweis auf die Fledermauspopulation im Bereich 
der ehemaligen Schieferstollen am Windsberg. 
  
3.) 
 

Der Erhalt schützenswerter Natur im Bereich von Rixen und 
Scharfenberg wird dem Profitstreben einer weniger geopfert. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Die Unfallträchtigkeit von WEA’en ist nicht Gegenstand der kommunalen 
Bauleitplanung. Die Risiken potentieller Havarien bei Windrädern sind 
bekannt.  
 

Es obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten 
Verfahren nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit 
zu prüfen, notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch 
die ihnen zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser 97. FNP-Änderung auf 
der dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
 
Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt.  
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Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 

Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Im 
Zuge der angestrebten Energiewende der Bundesregierung ist die Stadt 
Brilon gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu 
stellen. Die Belange des Natur- und Artenschutzes sind in die 
Abwägung zu dieser 97. FNP-Änderung auf der dritten Stufe 
(städtebauliche Belange) eingeflossen (siehe auch Punkt 2.). Auf 
Einspeisevergütungen, Erlöse und Gewinnverteilung kann die Stadt 
keinen Einfluss nehmen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe bedarf insofern keiner Abwägung und sollte 
zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben P 11 und 
Nr. 137 von Rixener Bürgern zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung teilweise als 
beachtet anzusehen und teilweise zurückzuweisen. 
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Private gleichlautende Eingaben Nr. 142, 143, 144 und 145 von 
Altenbürener Bürgern vom 30.05.2016 zur 2. öffentlichen 
Auslegung 
 
 
Die o. g. Schreiben von vier Bürgern aus Altenbüren sind wörtlich 
identisch. Sie werden nur einmal zur Kenntnis gegeben und abgewogen. 
Die Eingaben wenden sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet, gefordert bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Erhaltung des Tierbestandes! ( besonderem Hinweis auf den 
Schwarzstorch, der auf seiner Flugroute zum Windsberg an den 
Bachläufen / am Mühlengraben rastet).  
 
2.) 
 

Verschandelung der Gegend! 
  
3.) 
 

Denkmalschutz der Altenbürener Mühle! 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.)  
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser 97. FNP-Änderung auf 
der dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
 
Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden.  
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Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist nicht möglich, da sonst zu 
befürchten ist, dass der Windenergie nicht substanziell genug Raum 
gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln im “Hühnerfeld“ und 
weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. Die bislang 
getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Tierwelt. Die 
bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von 
(Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung der Landschaft ebenso.  
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Der Eingriff in das Landschaftsbild durch ca. 200 Meter hohe 
Windkraftanlagen ist unbestritten. Jedoch muss hier eine Abwägung 
zwischen diesen Belangen und der Schaffung von ausreichend Raum 
für die Windenergie erfolgen. Ein Eingriff in das Landschaftsbild wird bei 
der aktuellen Größe der Windkraftanlagen überall erfolgen. Bei dieser 
Planung gilt es, eine gerechte Abwägung zwischen allen Belangen zu 
erzielen. Dass einzelne Interessen bei der Festlegung der Zonen 
beeinträchtigt werden, ist an jedem Standort unvermeidbar.  
 

Ziel der Stadt ist es, die Windkraft an wenigen großen Standorten zu 
konzentrieren. Durch die weite Fernwirkung von WKA der heutigen 
Größenklasse würde es bei einer Vielzahl von kleinen Zonen zu einer 
wesentlich weiträumigeren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
kommen. Die weitaus größeren verbleibenden Flächen werden somit 
von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen freigehalten. Die 
Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss 
zwischen den verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der 
Windenergie und dem Landschaftsbild dar.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen 
werden und als beachtet gelten. 
 
 
zu 3.) 
 

Bei der Altenbürener Mühle handelt es um eine Wohnnutzung im 
Außenbereich. Laut Ermittlung der LANUV ist ein Abstand von 360 
Metern zu Wohnhäusern im Außenbereich bei dem der Briloner 
Konzentrationszonenplanung zugrunde gelegten Musterwindpark (3 
WEA bei schallreduziertem Betrieb) ausreichend. Dieser Abstand wurde 
bereits auf 400 Meter erhöht und wird unter Vorsorgegesichtspunkten -
allerdings nur im Hinblick auf den Immissionsschutz- als angemessen 
und notwendig erachtet. Aus sonstigen Gründen wurden keine 
Vorsorgeabstände in die Liste der harten und weichen Tabukriterien 
aufgenommen.  
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Ob für die Altenbürener Mühle aufgrund ihrer Denkmaleigenschaft ein 
größerer Schutzabstand erforderlich ist, ist vom Hochsauerlandkreis im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu prüfen.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und als 
beachtet gelten. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten gleichlautenden 
Eingaben Nr. 142, 143, 144 und 145 von Altenbürener Bürgern zur 
Kenntnis zu nehmen und entsprechend der Stellungnahme der 
Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen und zum Teil als 
unbegründet zurückzuweisen. 
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Private gleichlautende Eingaben Nr. 146 und Nr. 150 von Rixener 
Bürgerinnen vom 30.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Die o. g. Schreiben von zwei Bürgerinnen aus Rixen sind wörtlich 
identisch. Sie werden nur einmal zur Kenntnis gegeben und abgewogen. 
Die Eingaben beziehen sich teilweise auf den Gesamtplan und teilweise 
widersprechen sie der Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen 
wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes beanstandet, gefordert 
bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die vom Land NRW für das Briloner Stadtgebiet geforderte Fläche für 
die Windenergienutzung wird als zu groß erachtet. Dadurch wird 
schützenswerte Natur zerstört.  
 
2.) 
 

Es werden Auswirkungen auf den Menschen befürchtet, wenn die 
WEA’en nicht weit genug von Ortslagen entfernt errichtet werden.  
 
3.) 
 

Aufgrund immer heftig werdender Stürme besteht eine Gefahr für den 
Menschen.  
 
4.) 
 

Die Einwenderinnen machen artenschutzrechtliche Bedenken gegen die 
Konzentrationszone 1 im Hinblick auf geschützte Tierarten allgemein 
und die Vogelpopulation im Besonderen geltend.  
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.)  
 

Die Einwender nehmen Bezug auf den landesweit -auch hinsichtlich der 
Flächenvorgaben für die Windenergienutzung- vielfach kritisierten LEP-
Entwurf (Fassung zur 2. Offenlegung vom 22.09.2015).  
 

Ziel der 97. Flächennutzungsplanänderung ist die Darstellung von 
Windkonzentrationszonen mit der Rechtsfolge, dass nach § 35 (3) Satz 
3 BauGB Windenergieanlagen außerhalb dieser Konzentrationsflächen 
nicht mehr zulässig sind. Entsprechend dieser Zielsetzung soll der 
Windenergienutzung die vom Gesetzgeber gewollte Entfaltungs-
möglichkeit gegeben werden, andererseits aber eine unkontrollierte 
Entwicklung der im Außenbereich privilegiert zulässigen Windenergie-
anlagen ausgeschlossen werden.  
 
Da eine solche Konzentrationsflächenplanung durch die Wegnahme 
privilegierten Baurechts in die durch Art. 14 GG verfassungsrechtlich 
geschützten Eigentumsrechte eingreift, stellt die Rechtsprechung hohe 
Anforderungen an das Planverfahren und hat für die Planung und 
Auswahl von Windkonzentrationszonen ein 4-Stufen-Modell entwickelt, 
dem auch die Stadt Brilon gefolgt ist. 
 

Als Ergebnis der Planung müssen für die Windenergie ausreichend 
Positivflächen dargestellt sein; der Windenergie muss “in substanzieller 
Weise Raum verschafft werden“. Mit einer bloßen “Feigenblatt“-Planung, 
d. h. wenn der Plangeber eine viel zu geringe Fläche für die 
Windenergienutzung ausgewiesen hat, die auf eine verkappte 
Verhinderungsplanung hinausläuft, darf die Stadt es nicht bewenden 
lassen.  
 
Zur Beurteilung der Frage, ob der Windkraft in Brilon durch die 
97. FNPÄ substanziell Raum gegeben wird, werden am Ende des 
Verfahrens die Größen der auszuweisenden Konzentrationszonen mit 
verschiedenen Parametern ins Verhältnis gesetzt.  
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Objektive Bezugsgröße können dabei nur die nach Abzug der „harten“ 
Tabuzonen verbleibenden Potenzialflächen sein. Erkennt die Stadt, 
dass der Windenergie durch ihre Planung nicht ausreichend 
substanzieller Raum geschaffen wird, muss sie ihr Auswahlkonzept 
nochmals überprüfen und gegebenenfalls ändern. 
 
Die vorstehend erläuterte Vorgehensweise ergibt aus der inzwischen 
gefestigten Rechtsprechung des BVerwG zum § 35 (3) Satz 3 BauGB. 
Die Ziele und Grundsätze des noch im Entwurfsstadium befindlichen 
LEP’s werden abwägend berücksichtigt. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen.  
 
Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde dazu 
führen, dass der Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben 
werden kann.  
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Dies würde das Ziel der Planung gefährden. Daher sollen die Abstände 
unverändert bleiben.  
 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Unfallträchtigkeit von WEA’en ist nicht Gegenstand der kommunalen 
Bauleitplanung. Die Risiken potentieller Havarien bei Windrädern, die u. 
a. auch durch Sturmereignisse ausgelöst werden, sind bekannt. Es 
obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde im nachgelagerten Verfahren 
nach BImschG, die beantragten Anlagen auf ihre Sicherheit zu prüfen, 
notwendige Abstände einzuhalten und das Unfallrisiko durch die ihnen 
zur Verfügung stehenden Mittel weitestgehend einzudämmen.  
 
Dieser Punkte der Eingabe sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 4.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser FNP-Änderung auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen. Nach Auswertung 
und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange von öffentlicher und 
privater Seite verbleiben noch 4 Konzentrationszonen im Stadtgebiet, 
die als für die Windenergie geeignet angesehen werden. Eine weitere 
Reduktion dieser Flächen ist nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, 
dass der Windenergie nicht substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
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Die Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die 
verbleibenden Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des 
Artenschutzes geeignet sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen 
haben im Rahmen des nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu 
erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten Belange sollten daher zum Teil als beachtet 
angesehen und teilweise als unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten gleichlautenden 
Eingaben Nr. 146 und Nr. 150 von Rixener Bürgerinnen zur Kenntnis 
zu nehmen und entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung 
teilweise als beachtet anzusehen und zum Teil zurückzuweisen bzw. als 
unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 149 eines Rixener Bürgers vom 30.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
 
Der Bürger aus Rixen wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Bürger wendet sich aus artenschutzrechtlichen Gründen -
insbesondere aufgrund des hohen Rotmilan-Vorkommens- gegen die 
Konzentrationszone 1.  
 
2.) 
 

Mit Verweis auf das Windrad auf dem  Sonderkopf in Scharfenberg 
wendet sich der Eingeber gegen die Höhe der vorgesehenen WEA’en. 
 
3.) 
 

Der Einwender weist auf Schlagopfer des Rotmilans unter dem Windrad 
auf dem Sonderkopf hin. 
 
4.) 
 

Aus Sicht des Bürgers sind im Briloner Stadtgebiet genug Windräder 
vorhanden; eine mit WEA’en “zugepflasterte“ Stadt ist nicht lebenswert.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 3.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser FNP-Änderung auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen.  
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Nach Auswertung und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange 
von öffentlicher und privater Seite verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen im Stadtgebiet, die als für die Windenergie 
geeignet angesehen werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist 
nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht 
substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 

Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen im 
“Hühnerfeld“ und weiteren Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht 
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten artenschutzrechtlichen Belange sollten daher 
zum Teil als beachtet angesehen und teilweise als unbegründet 
zurückgewiesen werden. 
 
 
zu 2.)  
 

Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  



  

- 155 – 

 
Der Belang sollte daher zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Diese Feststellungen sind allgemeiner Art und haben keinen 
unmittelbaren Bezug zum Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Im 
Zuge der angestrebten Energiewende der Bundesregierung ist die Stadt 
Brilon gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu 
stellen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe bedarf keiner Abwägung und sollte zur 
Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 149 eines 
Rixener Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als beachtet anzusehen und 
zum Teil zurückzuweisen bzw. als unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingaben eines Briloner Bürgers (Modellflugclub): 
Nr. 57 vom 02.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung und 
Nr. 153 vom 29.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 02.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil II“, Seiten 
59 bis 63. 
 
 
Der Bürger aus Brilon wendet sich auch in seiner aktuellen 
Stellungnahme gegen die Ausweisung der Konzentrationszone 3 
“Wülfte/Alme“ auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, Oberalme 
und Nehden.  
 

Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Stellungnahme vom 02.12.2015 
weiterhin Gültigkeit hat. 
 
2.) 
 

Es wird beanstandet, dass die Existenz des Modellflugplatzes/-vereins 
(insbesondere seine genehmigte Nutzung) in den Planunterlagen zur 
97. FNPÄ nicht benannt wird und damit ortsunkundigen Bürgern im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren die Möglichkeit von Einwänden 
verwehrt wird. 
 
3.) 
 

Es wird beanstandet, dass die Öffentlichkeit darüber in Unkenntnis 
gelassen wird, dass die Schallemissionsgrenze bereits durch den 
Modellflugplatz erreicht wird und die Emissionen von WEA’en 
hinzukommen.  
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf die Abwägung der mit 
Schreiben vom 02.12.2015 geltend gemachten Belange wird verwiesen. 
 
zu 2.) 
 

Der Modellflugplatz ist in den Planunterlagen nicht dargestellt, da sein 
Vorhandensein zwar bekannt ist, für ihn jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen existieren. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz. Die von der Bezirksregierung Münster für den 
Modellflugplatz erteilte Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung 
(LuftVO) ist im Vergleich zu einem Baurecht nach § 35 BauGB 
(privilegierte Nutzung der Windenergie im Außenbereich) das 
niederrangige Recht.  
 

Das Planverfahren ist insofern nicht fehlerhaft. Daher sollte dieser Teil 
der Eingabe zur Kenntnis genommen werden und als nicht zutreffend 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Da für den Modellflugplatz keine Genehmigungen existieren und er 
somit keinen baurechtlichen Bestandsschutz genießt, müssen die 
Immissionsschutzgutachten für die im Bereich der Konzentrationszone 3 
beantragten WEA’en die in der Aufstiegserlaubnis geregelten 
Geräuschemissionen nicht berücksichtigen.  
 

Allerdings sind diese Aspekte nicht Gegenstand der kommunalen 
Bauleitplanung, sondern betreffen das Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG. Es ist vom Hochsauerlandkreis zu beurteilen, ob die nach 
geltendem Recht vorgeschriebenen Immissionsschutzrichtwerte und 
Belastungsgrenzen eingehalten werden.  
 

Daher sollte dieser Belang zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 57 und 
Nr. 153 eines Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen / als 
nicht zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingabe einer Altenbürener Bürgerin Nr. 148 vom 
30.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Bürgerin aus Altenbüren wendet sich gegen die 
Konzentrationszone 1  “Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
a) Anschreiben im Anhang 
 
1.) 
 

Die vorgesehenen Abstände zwischen Windkraftanlagen und den 
Ortschaften werden als deutlich zu gering erachtet. Auf negative 
Auswirkungen und Gesundheitsrisiken wird hingewiesen. 
 
2.) 
 

Bei Beibehaltung der bisher vorgesehenen Schutzabstände werden ein 
geräuschreduzierter Betrieb während der Ruhe-/ Nachtzeit und eine 
Höhenbegrenzung gefordert. Entsprechende Vorgaben sollen in den 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG näher detailliert werden. 
 
3.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Der Wertverlust des Eigentums wird vom Plangeber in Kauf 
genommen. 
 
4.) 
 

Die Konzentrationszone 1 muss im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark nördlich der Ortslage von Antfeld betrachtet werden. Hieraus 
ergäbe sich für Altenbüren eine optische Beeinträchtigung auf einem 
Blickwinkel von 180°. Aus Sicht der Eingebenden sind diese 
zusätzlichen Belastungen nicht ausreichend berücksichtigt worden. 
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5.) 
 

Es wird gefordert, die Einstufung der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzonen zu überdenken.  
 
Eine Zulassung von Windkraftanlagen im Wald hätte eine Reduzierung 
des Konfliktpotentials in Bezug auf die Ortschaften zur Folge. 
 
6.) 
 

Im laufenden Planverfahren wurden neben den sieben zunächst 
vorgesehenen Konzentrationsflächen weitere Teilflächen bewertet. 
Diese schieden mit Fortschritt des Planungsprozesses zwar aus, sollten 
jedoch nochmals betrachtet werden, da auch sie die Möglichkeit bieten, 
substantiell Raum für die Windkraft zu schaffen. 
 
7.) 
 

Die Einwenderin befürchtet beträchtliche negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Bewohner von Altenbüren und benennt einige mögliche 
Symptome. 
 
8.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen 1, 2, 4 und 6 hat erheblichen 
negativen Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden 
sowie die hiervon betroffenen Ortsteile. 
 
9.) 
 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist fehlerhaft.  
 

a) Die betrachteten Such-/ Bewertungszonen sind nicht 
 deckungsgleich mit den Konzentrationszonen.  
b)  Durch den Abbruch der Erhebungen zu den Fledermäusen 
 ergeben sich insbesondere Erkenntnislücken für die Herbstzeit. 
 Dieses Defizit kann erhebliche Auswirkungen auf die 
 abschließenden Betrachtungen haben. 
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10.) 
 

Für die Konzentrationszone 1 werden weitere negative Auswirkungen 
auf den Artenschutz erwartet, wenn die Schutzabstände zu den Tieren 
nicht vergrößert werden. 
 
11.) 
 

Je nach konkretem Anlagenstandort werden Auswirkungen auf den 
historischen Kreuzweg befürchtet. 
 
12.) 
 

Ob die bergbaulichen Aktivitäten im Bereich des Windsbergs zu einer 
Einschränkung der Konzentrationszone 1 führen, soll durch 
Fachgutachten untersucht werden. 
 
b) Email 
 
1.) 
 

Die Bürgerin weist darauf hin, dass in der Nähe von WEA’en wohnende 
Menschen vermehrt über gesundheitliche Probleme klagen. Da sie 
selbst unter Migräne und Wetterfühligkeit leidet, befürchtet sie eine 
weitere Beeinträchtigung ihres gesundheitlichen Wohlbefindens durch 
die Realisierung der Konzentrationszone 1.  
 
2.) 
 

Die Einwenderin befürchtet einen Wertverlust ihres Eigentums. 
 
3.) 
 

Die Bürgerin fasst ihre Befürchtungen als “Worst-Case-Szenario“ 
zusammen. 
 
4.) 
 

WEA’en sollen dorthin, wo sie niemanden stören oder gewünscht sind, 
was in Altenbüren nicht der Fall ist. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu a)  
 
zu 1.) 
 

In Anlehnung an die Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen. Eine Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu den 
Ortslagen würde dazu führen, dass der Windenergie nicht substantiell 
genug Raum gegeben werden kann. Dies würde das Ziel der Planung 
gefährden.  
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) wird von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Daher sollen die Abstände unverändert 
bleiben.  
 
Dieser Punkt der Eingaben sollte daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
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zu 2.) 
 

Dieser Aspekt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Festsetzung einer Höhenbegrenzung ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden bzw. 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen 
 Belange entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit 
von Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, 
dass die angesprochen Abwertung der Immobilien nicht durch die 
kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Seitens der Stadt wird das planerische Konzept verfolgt, Windkraft 
einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen Bereiche 
entstehen zu lassen. Die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird 
auch unter Berücksichtigung der geplanten WKA-Standorte als 
städtebaulich vertretbar erachtet. Der Suchraum 3 (Hoppenberg) ist u. a. 
aus der weiteren Planung ausgeschieden worden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden. Eine weitere Reduzierung der Flächen 
würde dazu führen, dass der Windkraft nicht mehr substantiell Raum 
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gegeben werden kann.  
 
 
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist.  
 
Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall. Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von 
Windkraftanlagen in zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche 
Kollateralschäden entstehen. Die Waldflächen befinden sich 
überwiegend in den hügeligen bis bergigen Bereichen. Unter der 
vernunftgebotenen Annahme, dass Windkraftanlage tendenziell auf den 
Kuppen errichtet werden, ergeben sich allein durch die Erschließung 
dieser Standorte erhebliche Sekundärschäden. Die Schwertransporte 
mit den Flügeln müssen über serpentinenartige Wegeführungen die 
Kuppen erreichen können. Durch die Länge der Flügel ergeben sich 
ausladende Schleppkurven in denen die Bäume entfernt werden 
müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher geschützt in der Mitte 
des Waldes gestanden haben sich an Randbereichen befinden. Bei 
Sturmereignissen könne diese Bäume mangels ausreichenden 
Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. Gleiches gilt für langfristig 
von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. Allein die Wege selbst 
führen zu großen Eingriffen im Wald. Die Schwertransporte erreichen 
Gewichte von mehr als 170 Tonnen Gesamtgewicht. Die entlang des 
Berghangs zu erstellenden Wege müssen für diese Gewichte 
dimensioniert werden. Da die Transporte nur bestimmte Steigungen 
bewältigen können, fallen die Zuwegungen entsprechend lang aus und 
zahlreiche Serpentinen sind notwendig.  
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Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingaben zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Eine teilweise Ausweisung der 
bisher ausgeschiedenen Flächen würde diesem Ziel zuwider laufen.  
 
Daher sollte diesem Punkt der Eingaben nicht gefolgt werden. 
 
zu 7.) 
 

Hinsichtlich von negativen Auswirkungen auf die menschliche 
Gesundheit wird zunächst darauf hingewiesen, dass die Stadt Brilon mit 
der Festsetzung eines Vorsorgeabstandes von 950 m zwischen 
Innenbereichswohnen und der WEA als Lärmquelle versucht hat, einen 
größtmöglichen vorbeugenden Immissionsschutz für die Bürger 
sicherzustellen (s. auch Ausführungen zu Punkt 1.)). Eine Vergrößerung 
dieses Vorsorgeabstandes zu den Ortslagen würde dazu führen, dass 
der Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben werden kann. 
Dies würde das Ziel der Planung gefährden.  
 
Darüber hinaus wird die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-
Immissionswerte zu den verschiedenen Tageszeiten und der weiteren 
Immissionen (z. B. Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) von der 
Genehmigungsbehörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. Die Frage, ob eine Beeinträchtigung der 
menschlichen Gesundheit durch Schall und Infraschall vorliegt, kann 
erst im konkreten Genehmigungsverfahren beurteilt werden, wenn die 
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genauen Standorte, die Anzahl der Anlagen, der Anlagentyp etc. 
bekannt sind.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 8.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden. Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 9 a.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst.  
 
Die getätigte Aussage sollte daher als nicht zutreffend zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 9 b.) 
 

Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Fledermäuse wird von der Genehmigungsbehörde 
im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und 
gewährleistet.  
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Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Der Belang des Artenschutzes wird von der Genehmigungsbehörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
 
Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 11.) 
 

Der Kreuzweg wird weder beseitigt noch seine Nutzbarkeit durch die 
Errichtung der Windkraftanlagen beeinträchtigt. Durch die Herausnahme 
dieses Teiles aus der Konzentrationszone würde ein zentraler und mit 
am stärksten windhöffiger Bereich wegfallen. Der Belang, der 
Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird als vorrangig 
angesehen.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen, ihm aber aus den v. g. 
Gründen nicht gefolgt werden. 
 
zu 12.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und die konkreten Standorte der 
WKA’en. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht bekannt.  
 
Zusätzlich wurde in die Begründung zur 97. FNP-Änderung unter Ziffer 
11 “Änderungsbedingte Auswirkungen auf sonstige Belange“, 
Unterpunkt -Sonstige Hinweise- folgende Ergänzung aufgenommen:  
 

“Bergrechtlicher Hinweis:  
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von berg-
baulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die Planung 
von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende Beurteilung ist 
nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat daher 
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einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten Zulassungsverfahren auf 
der nachgeordneten Genehmigungsebene zu erfolgen.  
 
Daher erfolgt im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ein Hinweis 
hierzu, der auf die nachgelagerten Ebene verweist.  
 

Hinweis:  
Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich ab-
senkt oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. Einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen.  
 
Im Planwerk findet sich ergänzend der folgende textliche Hinweis: 
 

Bergbauliche Aktivitäten:  
Sind im Gebiet des Bauleitplanes bei der Durchführung von 
Baumaßnahmen Anzeichen von Bergbau festzustellen, sind die Arbeiten 
sofort einzustellen und die Stadt Brilon, Fachbereich Bauwesen (Tel.: 
02961/794-140; Telefax: 02961/794-108) zu verständigen. Von der 
Stadt Brilon ist ein Sachverständiger einzuschalten.“ 
 
Die Antragsteller für Windkraftanlagen sind gehalten ihre konkreten 
Anlagenstandorte auf bergbauliche Aktivitäten zu überprüfen.  
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Der Belang kann daher als beachtet angesehen werden. 
 
 
zu b)  
 
zu 1.) und 3.) 
 

Es wird auf die obenstehenden Ausführungen unter Punkt a) 7.) 
verwiesen.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
 
zu 2.) und 3.) 
 

Es wird auf die obenstehenden Ausführungen unter Punkt a) 3.) 
verwiesen.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Diese Aussage ist allgemeiner Natur und zu unspezifisch, um 
abgewogen werden zu können. Sie wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 148 einer 
Altenbürener Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als nicht zutreffend 
zurückzuweisen, ihr nicht zu folgen, sie als beachtet bzw. als 
ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Private Eingabe einer Briloner Bürgerin Nr. 155 vom 30.05.2016 zur 
2. öffentlichen Auslegung 
 
Die Bürgerin aus Brilon wendet sich gegen die Konzentrationszone 1  
“Windsberg“. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die Bürgerin weist darauf hin, dass der Tatbestand der “optisch 
bedrängenden Wirkung“ für ihr Gebäude durch das vorhandene 
Windrad Im Sunder, nordöstlich des Sunderhofes bereits jetzt gegeben 
ist. 
 
2.) 
 

Es wird beanstandet, dass der Abstand zwischen dem Wohnhaus der 
Einwenderin und dem unter 1.) genannten Windrad mit 300 m zu gering 
ist und die Immissionsschutz-Richtwerte der TA Lärm nicht eingehalten 
werden.  
Durch Ton- und Impulshaltigkeit sowie Infraschall werden negative 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit befürchtet. Auf eine 
beigefügte Ausarbeitung von den Professoren Elicker und Langenbahn 
zu dem Thema wird hingewiesen. 
 
3.) 
 

Die Einwenderin geht auf die negativen Auswirkungen auf den 
Artenschutz ein. Aufgrund der Funktion der Zone 1 als Nahrungshabitat 
befürchtet sie durch die Errichtung von WEA’en ein Tötungsrisiko für 
geschützte Tierarten und Vögel wie Rotmilan, Habichte, Fledermäuse 
etc.  
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4.) 
 

Durch die Ausweisung der Konzentrationszone 1 wird -zu Gunsten der 
Investoren- ein negativer Einfluss auf den Tourismus befürchtet, der 
wirtschaftliche Einbußen / eine Existenzgefährdung der hiervon 
lebenden Betriebe zur Folge hat (u. a. Mongolfiade   fehlende 
Landungsflächen). 
 
5.) 
 

Die Bürgerin kritisiert das Geschäft mit der Windkraft als 
Spekulationsobjekt, um mit Hilfe staatlicher Subventionen hohe 
Renditen zu erzielen.  
 
6.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien wird als soziale Ungerechtigkeit 
empfunden.  
 
7.) 
 

Mit Verweis auf Heliumkraftwerke als unerschöpfliche Energiequelle 
stuft die Bürgerin die Windenergienutzung als Übergangstechnologie 
ein. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 2.) 
 

Bei der Beurteilung von Immissionen hat sich in Deutschland eine 
Differenzierung nach verschiedenen Gebietskategorien und deren 
Schutzbedürftigkeit entwickelt. Bei der Beurteilung von Immissionen in 
Bezug auf Häuser mit Wohnnutzung im Außenbereich hat sich bei Lärm 
eine Gleichbehandlung mit den Mischgebieten / Dorfgebieten 
durchgesetzt. Die Richtwerte betragen tagsüber 60 dB(A) und nachts 45 
dB(A). Demgegenüber haben Wohngebiete im Innenbereich einen 
zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A).  
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Bei der Beurteilung der Immissionen in Bezug auf Wohnstätten im 
Außenbereich und Windkraftanlagen ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
der Außenbereich vom Grundsatz her von jeglicher Bebauung frei 
gehalten werden soll. Die Errichtung von Wohnhäusern und die von 
Windkraftanlagen sind somit konkurrierende Nutzungen, die 
gleichberechtigt nebeneinander stehen und “Störer“ dieses Zustandes 
sind. Eine Ungleichbehandlung von Häusern im Außenbereich und 
Siedlungsgebieten ist daher zulässig und angemessen. Ein näheres 
Heranrücken, bedingt durch den höheren IRW und durch die Annahme 
des schallreduzierten Nachtbetriebs gegenüber den Siedlungsbereichen 
mit einem Nachtbetrieb ohne Schallreduktion erscheint aus städtischer 
Sicht sachgerecht. 
 
Bei der Konzentrationszonenplanung der Stadt Brilon wird zur Ermittlung 
des angemessenen Vorsorgeabstandes mit Blick auf die Verhältnisse im 
Außenbereich angesichts der vorhandenen Anlagen und der Größe der 
in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen.  
Basierend auf den Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 103,5 dB(A) auszugehen. Für den Außenbereich mit einem 
zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 45 dB(A) folgt hieraus ein 
Abstand von ca. 360 m zwischen Außenbereichs-Wohnnutzung und 
Lärmquelle. Hinzugerechnet wird zur Verbesserung des 
Vorsorgeschutzes ein zusätzlicher Abstand von 40 m. Eine 
Vergrößerung der Vorsorgeabstände zu Wohnnutzungen im 
Außenbereich würde dazu führen, dass der Windenergie nicht 
substantiell genug Raum gegeben werden kann. Dies würde das Ziel 
der Planung gefährden. Daher sollen die Abstände unverändert bleiben, 
insbesondere da sich dieses Abstandsmaß von 400 m auch im Hinblick 
auf die optisch bedrängende Wirkung von WEA‘en in der 
Rechtsprechung gefestigt hat. 
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Nach der aktuellsten Rechtsprechung (Urteil VG Minden 11 K 2519/13 
vom 22.10.2014) ist bei der Beurteilung des Schutzanspruches von 
Wohnnutzungen gegenüber Emissionen von WEA “… auch die 
planungsrechtliche Lage des Wohnhauses zu berücksichtigen. Wer im 
Außenbereich wohnt, muss grundsätzlich mit der Errichtung von in 
diesem Bereich privilegierten Windkraftanlagen – auch mehrerer – und 
ihren optischen Auswirkungen rechnen. Der Schutzanspruch entfällt 
zwar nicht, jedoch vermindert er sich dahin, dass dem Betroffenen eher 
Maßnahmen zumutbar sind, durch die er den Wirkungen der 
Windkraftanlage ausweicht oder sich vor ihnen schützt.“  
 
Bei dem vorhandenen Windrad Im Sunder, nordöstlich des 
Sunderhofes, handelt es sich um eine genehmigte WEA. Aufgrund 
seiner geringeren Höhe erklärt sich eine mögliche Unterschreitung der 
für die aktuelle Konzentrationsplanung festgesetzten Abstände. Die 
Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten und der weiteren Immissionen (z. B. 
Schattenschlag, Diskoeffekt, Infraschall etc.) obliegt dem HSK als 
Genehmigungsbehörde. Sie wurde -und wird bei jeder neuen WEA- im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. 
Die Vorbelastung durch das vorhandene Windrad ist bei der Planung 
weiterer Anlagen zu berücksichtigen.  
 
Diese Punkte der Eingabe sollten daher zurückgewiesen bzw. als 
beachtet angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zu dieser FNP-Änderung auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen. Nach Auswertung 
und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange von öffentlicher und 
privater Seite verbleiben noch 4 Konzentrationszonen im Stadtgebiet, 
die als für die Windenergie geeignet angesehen werden. Eine weitere 
Reduktion dieser Flächen ist nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, 
dass der Windenergie nicht substanziell genug Raum gegeben wird.  
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Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 
Das Vorkommen von bedrohten Zugvögeln sowie von Fledermäusen in 
Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. Die bislang getätigten 
Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Tierwelt. Die 
bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von 
(Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 1.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet. Im Rahmen 
dieser Prüfung ist auch zu entscheiden, ob für bestimmte Vogelarten 
durch das konkrete Vorhaben ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht. 
 
Die geltend gemachten artenschutzrechtlichen Belange sollten daher 
zum Teil als beachtet angesehen und teilweise als unbegründet 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien ebenso 
unvermeidbar, wie die damit einhergehende Beeinträchtigung des 
Erholungswertes und damit auch des Tourismus. Jedoch sollen gerade 
durch die Bündelung der Windkraft an einigen wenigen Standorten die 
anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten 
werden.  
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Die Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen 
Kompromiss zwischen den verschiedensten Belangen, wie z. B. 
Nutzung der Windenergie und des Tourismus dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 5.) und 7.) 
 

Diese Aspekte sind nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung. 
Sie sind allgemeiner Natur und haben keinen unmittelbaren Bezug zum 
Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Sie bedürfen daher keiner 
Abwägung und werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 6.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen 
 Belange entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit 
von Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, 
dass die angesprochen Abwertung der Immobilien nicht durch die 
kommunale Planung ausgelöst wird.  
 
Daher sollte dieser Punkt als nicht zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 155 einer 
Briloner Bürgerin zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung teilweise als nicht zutreffend / 
unbegründet zurückzuweisen und sie zum Teil als beachtet anzusehen. 
 
 



  

- 176 – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 177 – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 178 – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

- 179 – 

 
Private Eingaben eines Wülfter Bürgers: 
Nr. 98 vom 23.12.2015 und 28.01.2016 zur 1. öffentlichen Auslegung 
Nr. 129 vom 20.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu den Schreiben vom 23.12.2015 
und 28.01.2016 ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung 
Private Teil II“, Seiten 118 bis 127. 
 
Der Bürger aus Wülfte wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 “Wülfte/Alme“ und die Ausklammerung des 
südlichen Stadtgebietes von der Ausweisung von Flächen für die 
Windenergienutzung.  
 

In der aktuellen Stellungnahme wird im Einzelnen auf folgendes 
hingewiesen / wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Eingeber fordert eine erweiterte Artenschutzrechtliche 
Untersuchung der Zone 3 und ihrer Umgebung. Er weist auf das 
Vorkommen von Rotmilan, Falke, Mäusebussard und Schwarzstorch 
hin, die den Bereich teils als Lebensraum und teilweise als Brutstandort 
nutzen.  
Durch eine Langzeitbeobachtung fordert er Klärung über das 
Vorhandensein aller streng geschützten Vogel- und Fledermausarten im 
Bereich der Konzentrationszone 3, die bis dahin als “harte Tabuzone“ 
einzustufen ist. 
 
2.) 
 

Der Bürger beanstandet, dass die südlichen Bereiche des Briloner 
Stadtgebietes aufgrund des Vorkommens “zusammenhängender 
Waldgebiete“ von der Konzentrationsflächenausweisung ausgenommen 
wurden, obwohl Wald grundsätzlich für die Windenergienutzung 
geeignet ist. 
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3.) 
 

Der Einwender weist auf die rechtliche Unstimmigkeit und den 
Widerspruch zur Regionalplanung hin, die im Briloner Süden 
Windenergiebereiche vorsieht. 
 
4.) 
 

Der Bürger fordert eine erneue Flächennutzungsplanänderung, eine 
Erfassung der Avifauna und eine Bewertung aus Artenschutzsicht für die 
von ihm angesprochenen Bereiche. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Bei den harten Tabuzonen handelt es sich um Flächen, auf denen 
WEA‘en aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen von vornherein 
ausgeschlossen sind. Sie können nicht durch Abwägung überwunden 
werden. 
 
Angesichts der örtlichen Verhältnisse hat die Stadt Brilon den 
Artenschutz nicht als hartes Tabukriterium gewertet. Zwar können 
grundsätzlich aus artenschutzrechtlichen Gründen -in erster Linie 
bezogen auf bestimmte Vogel- und Fledermausarten- Bereiche für die 
Windenergie ausscheiden. Maßgeblich können hier insbesondere 
Verstöße gegen das Tötungs- und Verletzungsgebot oder das 
Störungsverbot sein. Dazu müsste das Tötungs- u. Verletzungsrisiko im 
Vergleich zum allgemeinen Risiko signifikant erhöht sein oder eine 
erhebliche Störung zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Population führen. 
Selbst dies unterstellt, können die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände auf Genehmigungsebene jedoch in aller Regel 
durch vorgezogene Vermeidungs- oder Minderungsmaßnahmen (z. B. 
zeitlich reduzierter Betrieb) verhindert werden.  
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Dies hat sich auch auf dem Gebiet der Stadt Brilon im Zuge der 
bisherigen Genehmigungsverfahren zur Errichtung von 
Windenergieanlagen gezeigt.  
 
Ferner spricht gegen den Artenschutz als hartes Tabukriterium, dass 
nach der gesetzlichen Systematik die Erteilung von Ausnahmen und 
Befreiungen in Betracht kommt; auch deshalb ist nicht von einem stets 
unüberwindbaren Hindernis auszugehen. Dementsprechend hat das 
OVG NRW mit Urteilen vom 01.07.2013 -2 D 46/12.NE- und vom 
22.09.2015 -10 D 82/13.NE- den Artenschutz nicht den harten 
Tabukriterien zugerechnet.  
 
Dessen ungeachtet ist der Artenschutz -als Teil des Integritätsinteresses 
der Natur- aus Sicht der Stadt Brilon ein wichtiges planerisches 
Anliegen. Der Artenschutz ist in die Abwägung zur 97. FNPÄ auf der 
dritten Stufe (städtebauliche Belange) eingeflossen. Nach Auswertung 
und Abwägung aller bisher vorgetragenen Belange von öffentlicher und 
privater Seite verbleiben noch 4 Konzentrationszonen im Stadtgebiet, 
die als für die Windenergie geeignet angesehen werden. Eine weitere 
Reduktion dieser Flächen ist nicht möglich, da sonst zu befürchten ist, 
dass der Windenergie nicht substanziell genug Raum gegeben wird.  
 
Die Konzentrationszonen wurden teils im Jahren 2013 und teils 2015 
flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. Die 
Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass die verbleibenden 
Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes geeignet 
sind. Weitere, tiefer gehende Untersuchungen haben im Rahmen des 
nachgeordneten Genehmigungsverfahrens zu erfolgen.  
 
Das Vorkommen von bedrohten Vogelarten sowie von Fledermäusen in 
Teilen der Konzentrationszone 3 ist bekannt. Die bislang getätigten 
Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der Tierwelt.  
 
 



  

- 182 – 

 
Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme 
von (Teil-) Flächen aus der Konzentrationszone 3.  
 
Im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG werden die 
artenschutzrechtlichen Belange für die einzelnen Windenergieanlagen 
von der Genehmigungsbehörde geprüft und gewährleistet.  
 
Die geltend gemachten artenschutzrechtlichen Belange sollten daher 
zum Teil als beachtet angesehen und teilweise als unbegründet 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren, in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden. Unter Abwägung aller eingebrachten Aspekte hat 
sich die Stadt für die Konzentration an wenigen, großen Standorten 
entschieden. Im Briloner Süden befinden sich keine 
Konzentrationszonen, da hier überwiegend große zusammenhängende 
Waldgebiete als weiche Tabuzone vorkommen. 
 
Die Stadt Brilon ist der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzone gerechtfertigt 
ist. Der Windenergieerlass führt aus, dass im Gemeindegebiet Wald in 
Anspruch genommen werden kann, wenn nachgewiesen wird, dass 
Gebiete für die Windenergienutzung außerhalb des Waldes nicht mit 
vertretbarem Aufwand realisierbar sind. Dies ist in Brilon offensichtlich 
nicht der Fall.  
 

Darüber hinaus würden durch eine Errichtung von Windkraftanlagen in 
zusammenhängenden Waldgebieten erhebliche Kollateralschäden 
entstehen. Die Waldflächen befinden sich überwiegend in den hügeligen 
bis bergigen Bereichen. Unter der vernunftgebotenen Annahme, dass 
Windkraftanlagen tendenziell auf den Kuppen errichtet werden, ergeben 
sich allein durch die Erschließung dieser Standorte erhebliche 
Sekundärschäden.  
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Die Schwertransporte mit den Flügeln müssen über serpentinenartige 
Wegeführungen die Kuppen erreichen können. Durch die Länge der 
Flügel ergeben sich ausladende Schleppkurven in denen die Bäume 
entfernt werden müssen. Dies führt dazu, dass Bäume, die bisher 
geschützt in der Mitte des Waldes gestanden haben, sich nun an 
Randbereichen befinden. Bei Sturmereignissen könne diese Bäume 
mangels ausreichenden Wurzelwerks dem Wind nicht Stand halten. 
Gleiches gilt für langfristig von Bewaldung freizuhaltende Kabeltrassen. 
Allein die Wege selbst führen zu großen Eingriffen im Wald. Die 
Schwertransporte erreichen Gewichte von mehr als 170 Tonnen 
Gesamtgewicht. Die entlang des Berghangs zu erstellenden Wege 
müssen für diese Gewichte dimensioniert werden. Da die Transporte nur 
bestimmte Steigungen bewältigen können, fallen die Zuwegungen 
entsprechend lang aus und zahlreiche Serpentinen sind notwendig.  
 

Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen substantiell genug Raum verbleibt, ist ein derart massiver 
Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden Eingriffen in die Fauna und 
Flora nicht zu vertreten.  
 
Daher sollte dieser Punkt der Eingabe zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Da sich der Regionalplan Arnsberg -Sachlicher Teilplan Energie- noch 
im Entwurfsstadium befindet, sind die in der Aufstellung befindlichen 
Ziele der Raumordnung wie Grundsätze zu behandeln und im Rahmen 
der Abwägung zur 97. FNPÄ zu berücksichtigen. Dabei kann die Stadt 
begründet von den in der Aufstellung befindlichen Zielen abweichen.  
 
Da der Windkraft auch außerhalb der zusammenhängenden 
Waldflächen im Briloner Stadtgebiet substantiell genug Raum verbleibt, 
sieht die Stadt die Deklaration der zusammenhängenden Waldflächen 
als weiche Tabuzone für gerechtfertigt an.  
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Wie zu 2.) ausführlich dargelegt, ist der mit der Errichtung von WEA’en 
einhergehende massive Eingriff in Wälder mit den zu erwartenden 
Beeinträchtigungen von Fauna und Flora nicht vertretbar. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Diese Aussagen sind abstrakter Natur. Die geforderte Erfassung der 
Avifauna und die Bewertung aus Artenschutzsicht ist mit dem 
Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zur 97. FNPÄ -Teil II- durch das 
Planungsbüro Lederer in dem für notwendig erachteten Umfang 
geleistet worden (s. zu 1.)).  
 
Die Aussagen bedürfen insofern keiner Abwägung und werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 98 und 
Nr. 129 einer Wülfter Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung teilweise als 
beachtet anzusehen und teilweise zurückzuweisen bzw. als 
unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingaben eines Almer Bürgers: 
Nr.  27 vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung und 
Nr. 154 vom 29.05.2016 zur 2. öffentlichen Auslegung  
 
Die Stellungnahme der Verwaltung zu dem Schreiben vom 20.12.2015 
ist Bestandteil der Synopse “Eingaben-Abwägung Private Teil I“, Seiten 
23 bis 30. 
 
Der Bürger aus Alme wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 “Wülfte/Alme.  
 

Die aktuelle Stellungnahme vom 29.05.2016 ist überwiegend 
wörtlich identisch mit der ersten Eingabe. Nachfolgend wird nur 
auf die Änderungen in Form von Umstrukturierungen und 
Ergänzungen sowie auf den Wegfall einzelner Punkte eingegangen. 
Im Übrigen wird auf die Abwägung der mit Schreiben vom 
20.12.2015 geltend gemachten Belange in der o. a. Synopse 
verwiesen.  
 
1.) 
 

Der aktuelle Punkt 9. ist identisch mit dem Punkt 2. der alten 
Stellungnahme. Entsprechend verschiebt sich die Nummerierung der  
Punkte 2. bis 9. im Vergleich der beiden Eingaben. 
 
2.) 
 

Der Punkt 13./alt wurde um den Hinweis ergänzt, dass die Umzingelung 
von Alme durch Windräder besonders in der Dunkelheit über viele 
Kilometer zu sehen ist. 
 
3.) 
 

Der Punkt 15./alt (Wertverlust von Immobilien) ist entfallen. Unter Punkt 
15./neu wird darauf hingewiesen, dass die Konzentrationszone 3 im 
Wassereinzugsgebiet der Almequellen als größtes Quellgebiet im HSK 
liegt. 
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4.) 
 

Der Absatz 1 des Fazits -bezeichnet als Punkt 16. a)- wurde um die 
Aussage ergänzt, dass die Nichtausweisung der Konzentrationszone 3 
aus Sicht des Einwenders und nach Auffassung von Fachanwälten für 
Baurecht vor Gericht Bestand hätte.  
 
5.) 
 

Der Punkt 17./alt ist entfallen. 
 
6.) 
 

Der Punkt 18./alt wurde um die Aussage ergänzt, dass die geforderte 
Flugkörperüberwachung als Auflage in die Konzentrationszonenplanung 
gehört, damit die Baubehörde diese fordern kann. 
 
7.) 
 

Folgende Anlagen wurden der aktuellen Stellungnahme beigefügt: 
 

• Abschuss eines Graureihers - Vergiftung eins Rauhfußkauzes 
(zwei Beispiele aus Alme) 
 

• Karte mit geplanten Anlagenstandorten im Bereich der 
Konzentrationszone 3 
 

• Beschreibung der Fledermauspopulation in der Hallersteinhöhle 
 

• Aussagen zu einer bedarfsgerechten Befeuerung von WEA’en 
 

• Präsentation einer Bürgerinitiative (Mitglied beim Bündnis NRW 
Vernunft_WENDE) zum Thema “Energiewende und Windkraft“ 
 

• Zusammenfassung der Ergebnisse zum VGB Forschungsprojekt 
“Einfluss zunehmender Volatilität von Erzeugung und Verbrauch 
auf die Versorgungssicherheit“ (Stand: 21.03.2014) 
 

• Endbericht zu der vom BMWi beauftragten Studie 
“Voraussetzungen einer optimalen Integration erneuerbarer 
Energien in das Stromversorgungssystem“ (30.06.2010) 
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• Drei Ausarbeitungen aus dem Heft 10 “Geologie und 

Paläontologie in Westfalen“ vom Westfälischen Museum für 
Archäologie -Amt für Bodendenkmalpflege- und vom 
Westfälischen Museum für Naturkunde: 
a) Charophytenflora und Alter der unterkretazischen 

Karsthöhlen - Füllung von Nehden (NE-Sauerland) 
b) Keimlinge von Araukarien aus der Unterkreide von Brilon-

Nehden 
c) Der Massenkalk (Devon) nördlich von Brilon (Sauerland) 
 

• Aufsatz “Die Hallersteinhöhle - Der Einstieg zum Ursprung der 
Almequellen“ 
 

 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
zu 1.) 
 

Die Umstrukturierung wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.) 
 

Der ergänzende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er hat keinen 
Einfluss auf die Abwägung zu Punkt 13./alt, die unverändert gültig ist. 
 
zu 3.) 
 

Die Schutzzonen I und II der Wasserschutzgebiete wurden im Rahmen 
des Planverfahrens als „harte Tabukriterien“ definiert, d. h. hier ist die 
Ausweisung von Konzentrationszonen nicht möglich. Im Bereich der 
Konzentrationszone 3 befindet sich kein Wasserschutzgebiet dieser 
Kategorien. Die weiteren Belange des Wasser- und Gewässerschutzes 
werden im Genehmigungsverfahren nach BImSchG geprüft und 
beachtet.  
 
Der Belang sollte daher als beachtet angesehen werden. 
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zu 4.) 
 

Die Feststellungen im Absatz 1 des Fazits einschließlich der aktuellen 
Ergänzung [Punkt 16. a)] sind allgemeiner Art und zu unspezifisch, um 
abgewogen werden zu können.  
 
Die Aussagen sollten insofern zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 5.) 
 

Der Wegfall wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 6.) 
 

Die ergänzende Aussage wird zur Kenntnis genommen. Sie hat keinen 
Einfluss auf die Abwägung zu Punkt 18./alt, die unverändert gültig ist. 
 
zu 7.) 
 

Der Umstand, dass sie aufgelisteten Anlagen der Stellungnahme des 
Einwenders beigefügt, jedoch aufgrund ihres Umfangs nicht in die 
Synopse integriert wurden, sollte zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 27 und 
Nr. 154 einer Almer Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den Stellungnahmen der Verwaltung zurückzuweisen, als 
teilweise beachtet bzw. als beachtet anzusehen. 
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16. a) 

    16. 

    18. 
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